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Zeit 


1 


N 8 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poft« 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tatzen zweimal erſcheint. 


W ieder 


Deutſchland. 


0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
43. Sitzung des Reichstages. (14. Januar.) 


11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Delbrück, Leonhardt, Fäuſtle, Geh. 
Näthe Friedberg, Herzog u. A. 

Zunächſt wird das Geſetz, betreffend die Einführung von ſechs 
Reichsgeſetzen in Elſaß⸗Lothringen einſchließlich der Juſtizgeſetze, 
welche auf Grund der Erweiterung der Nr. 13 des Art. 4 der Verfaſſung 
emanirt werden, nach den Beſchlüſſen der zweiten Berathung definitiv ge⸗ 
wehe dagegen in Bezug auf die redactionelle Faſſung der Modalität, mit 
welcher das dritte in der Vorlage aufgeführte Reichsgeſetz vom 27. Juni 1871 
bes n die Penſionirung und Verſorgung der Militärperſonen des Reichs⸗ 

eeres und der Marine, ſowie die Bewilligungen für die Hinterbliebenen) 
für die Reichslande in Wirkſamkeit treten ſoll, nämlich mit der Abänderung 
und Ergänzung durch das Geſetz vom 4. April 1874, die Regierungsoorlage 
wiederhergeſtellt. Die Faſſung der letzteren war auf den Antrag des Abg. 
Dr. Proſch abgeändert worden; Abg. Marquardſen weiſt aber beute nach, 
daß dieſe Abänderung keine Verbeſſerung ſein würde, und der Vertreter des 

Ame s eramtes, eh. Rath Herzog, ſowie das geſammte Haus ſtimmen 


m bei. 

Hieran ſchließt ſich die erſte Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend 
die Erwerbung von zwei in Berlin gelegenen Grundſtücken für 
das Reich. Er lautet: ; [ 5 
8 1. Der eic wird Apen zum Ankauf der zu Berlin 
in der Wilhelmsſtraße Nr. 77 und in der Königgrätzerſtraße Nr. 134b gele: 
gene c für das Reich den Betrag von ſechs Millionen Mark zu 

enden. 

3 2. Die Mittel zur Deckung dieſes Betrages und der Koſten des Kauf⸗ 
gel äfts ſind aus dem verfügbaren Beſtande der von Frankreich gezahlten 

g e nee und den davon aufgekommenen Zinſen zu ent⸗ 

men. 

Das erſtere der beiden Grundſtücke gehört den Erben der verſtorbenen 
Fürſten Wilbelm und Boguslaw, das letztere den Fürſten Anton und Ferdi⸗ 
nand Radziwill. In dem notariellen Vertrag vom 9. December 1874, den 
das Reich mit den Radziwills abgeſchloſſen hat, haben dieſelhen die Einwilli⸗ 

ung der Miterben bez. des Grundſtücks in der Wilhelmſtraße, binnen läng⸗ 

ens acht Wochen zu beſchaffen, andernfalls aber eine Conventionalſtrafe von 
600,000 Mark an das Reich zu zablen ſich verpflichtet. Im Auguſt d. }: 
hatten zwei gerichtliche Sachverſtändige den Werth der beiden Grundſtücke 
auf 4,927,528 ¾ M. abgeſchätzt. Die oberſte Reichsbehörde hält aber eine 
Erhöhung dieſes Preiſes um 1 Millien ME. für durchaus gerechtfertigt, wenn 
ſie ſich die Gelegenheit nicht entgehen laſſen ſoll, einen überaus werthvollen, 
la unerſetzlichen Beſitz aus den Handen der erſten Beſitzer zu erwerben, den 
man aus zweiter Hand, wenn überhaupt, ſicher zu einem ungleich höheren 
Preife kaufen müßte. Die Einrichtungen des Reiches find in ſo ſietig fort: 
ſchreitender . daß man bei der beſchränkten Zahl von Gebäuden, 
welche für die oberſten Reichsbehörden überhaupt in Ausſicht zu nehmen find, 
nach der ſich hier darbietenden Erwerbung raſch zugreifen muß, auch wenn, 
wie die Motive ſagen, ihr Verwendungszweck ſich augenblicklich 
noch nicht beſtimmen läßt. 

Abg. Duncker: Es iſtſetwas Ungewöhnliches, 6 Millionen für den Ankauf 
von Gebäuden zu fordern, ohne daß der Zweck ihrer Verwendung feititeht- 
63 ließen ſich nun berſchiedene ſolcher Zwecke auſſtellen. Zunächſt könnte der 
Reichstanzler in einem der zu erwerbenden Grundſtücke einen Wohnſitz er⸗ 

alten, wie er der Würde des erſten Beamten des Reiches entſpricht, wäh: 
rend das Hotel, in dem er ſich jetzt befindet, nicht blos theilweiſe, ſondern 

anz und gar Dienftzweden gewidmet werden könnte. Durch den Bau eines 

eſonderen Gebäudes für erg ienſtzweige des auswärtigen Amtes wird 
die Thätigkeit deſſelben ohnehin in wenig wänſchensloerther Weiſe getheilt. 
Die Motive bedürfen in dieſer Beziehung der Bervpollſtändigung, auch wäre 
ein Situationsplan zur Orientirung des Reichstages wünſchenswerth. Der 
Preis würde ſich nach der Vorlage auf 79 Thlr. pro Iuadratmeter oder 
1145 Thlr. pro Quadratruthe ſtellen; über die Höhe dieſes Preiſes kann man 
nur urtheilen, wenn angegeben wird, wie die Gebäude und das Hinterland 
beſchaffen find und wie ſich in der letzten Zeit nach dem Krach die Preiſe 

r Grundstücke in unmittelbarer Nähe des jetzt zu perkaufenden geitellt habeu: 
in der Voßſtraße z. B. hat das preußiſche Handelsminiſterium 1800 Thaler 
15 Quadratruthe gezahlt. Uebrigens wird das Reich bald noch mehr Grund⸗ 
tücke brauchen und es iſt durchaus nichts dagegen zu ſagen, wenn wir das 
in Rede ſtehende gleichſam auf Vorrath kaufen. 

Präſident Delbrück: Es ift allerdings ungewöhnlich, daß das Haus ges 
beten wird eine Summe zum Ankauf eines Grundſtückes zu bewilligen, ohne 
daß über deſſen Verwendung ſchon eine beſtimmte Angabe vorliegt; ich bin 
auch nicht in der Lage, nach dieſer Seite hin die Motſbe zu ergänzen. Für 
den Ankauf iſt der leitende Geſichtspunkt der geweſen, daß es mit Rülckſicht 
auf den ganz unzweifelhaft bevorſtehenden Bedarf eines Terrains für das 
Reich, das in einiger Nähe der jetzigen Reichsbehörden liegt, geboten war, 
den gegebenen günſtigen Augenblick zu benutzen und ein Grundſtück zu er⸗ 
werben, welches im eminenten Maße geeignet iſt, dergleichen künftigen Be⸗ 
dürfniſſen für das Reich gerecht zu werden. Der Vorredner hat bereits eine 
Combination aufgeſtellt; ich kann aber ſagen, daß diefelbe bei dieſer Vorlage 
nicht entſcheidend geweſen iſt. i 

Wenn der Herr Reichskanzler nicht durch Unwohlſein verhindert wäre zu 
erſcheinen, ſo würde er Ihnen ſagen, daß er für ſeine Fl gern in dem 
Hauſe bleibt, weil ihm die gewohnten Räume behaglicher ſind, als neue 

äume, an die er ſich erſt gewöhnen müßte. Es liegt aber noch eine an⸗ 
dere Combination nahe. Es iſt allerdings noch nicht abzuſehen, welches Er⸗ 

ebniß die Berathung der Juſtizgeſetze haben wird; es iſt aber doch zu er⸗ 
ehen, daß fie jo gedacht find, daß in Berlin ein großer Heichsgerichtähof 
errichtet werden wird, für welchen zwar Berlin noch nicht definitiv in Aus⸗ 
cht genommen, aber doch höchſt wahrſcheinlich als Sitz gewählt werden 
ird. Den Situationsplan des Grundſtückes erlaube ich mir hiermit zu 
bereichen. (Der Plan wird auf den Tiſch des Hauſes gelegt und von 
ahlreichen Mitgliedern beſichtigt.) In Beziehung auf die Taxe habe ich 
olgendes mitzutheilen. Der Werth der Gebäude wird berechnet auf etwa 

97,000 Thlr. Es iſtder 9 und Boden an der Wilhelmsſtraße au 60 Meter Tiefe 

r den Q.⸗Meter zu 140 Thlr. berechnet. Von der Front nach der Königsgrätzer⸗ 
Nahe auch auf 60 Meter Tiefe für den Q.⸗Meter auf 107 Thlr. berechnet. Es find 
des in der Wilhelmſtraße 4454 Quadratmeter mit zuſammen 624,000 Thlr., in 
19, Königsgrätzerſtraße 1227 Quadratmeter mit 131,000 Thlr. Die übrigen 
685 68 Quadratmeter ſind mit 35 Thlr. pro Quadratmeter mit zuſammen 
heblt Thlrn. berechnet. Der Kaufpreis überſchreitet allerdings nicht uner⸗ 
zieh ich die Bars: dieſes Mehr aber rechtfertigt ſich, wenn man in Erwägung 
2 daß die nterſtellung, es lönnte für die Front an der Wilhelmsſtraße 
ift yeine baufähige Fläche von 60 Meter Tiefe gerechnet werden, ſehr mäßig 
kaun man eine viel größere Tiefe als 60 Fuß zu Bauzwecken ausnutzen 
onde Es iſt ferner anzuerkennen, daß das Grundſtück für das Reich be: 
1 able gut gelegen iſt; daher mußte ſich das Reich auch gefallen laſſen, mehr 

e — zu müſſen als ein anderer. Wir haben uns aber für verpflichtet 
Preis 5 die Gelegenheit nicht vorüber gehen zu laſſen, auch wenn der 

ar. 

Mi 58. iquel: Die Budgetcommiſſion des preußiſchen Abgeordneten⸗ 
14 5 „dat fi 
dle dat 1 0 ‚eigener Initiative einen Antrag zu deſſen Ankauf in ſtellen; 
tereſſe läge, 0 
werben, daß ez 


gingen wir don der Auffaſſun Mei 
\ g aus, daß Preußen und auch das Reich auf 
die w ein Garen der ilhelmſtraße in ſolchem Maße angewieſen ſei, da 


Sechsundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


empfehle den Geſetzentwurf zur Annahme, weil durch die Nichterwerbung ein 
Schaden entſtehen könnte, der ſpäter gar nicht zu erſetzen iſt. ; 

. ur Unruh (Magdeburg): Da man die Frage, ob das Reich 
dieſes Grundſtück in nicht allzu ferner Zeit gebrauchen wird, wohl entſchieden 
bejahen kann, ſo din ich keinen Augenblick zweifelhaft, daß das Grundſtück 
jetzt ſchon angekauft wird. Ich weiß aus eigener Erfahrung, daß Eiſen⸗ 
bahnen für Grundſtücke, dehen Ankauf fie erſt ablehnten, weil kein augen⸗ 
blickliches Bedürfniß vorlag, ſpäter den dreifachen, ja zehnfachen Betrag 
haben zahlen müſſrn. Die Potsdamer Bahn lehnte den Ankauf eines 
Grundſtückes in der Nähe des Bahnhofes, welches ſie für 30,000 Thlr. er⸗ 
werben konnte, ab, und mußte ſpäter dafür 150,000 Thlr. zahlen. Aehnlich 
ging es der Berliner Gasanſtalt. Aus dieſem Grunde werde ich für die 

orlage ſtimmen. 

Abg. Lasker: Ich will nur dagegen proteſtiren, daß als ein Motiv für 
dieſes Geſetz die mögliche Verlegung des oberſten Gerichtshofes nach Berlin 
angeführt iſt. Es thut mir leid, daß eine ſo wichtige Frage, über die Bun⸗ 
desratb und Reichstag noch nicht ſchlüſſig find, hier als Motiv angeführt 
wird. Ich möchte vielmehr eine andere Frage hier anknüpfen, was nämlich 
aus dem Reichstagsgebände werden ſoll. Die Seſſion geht zu Ende, ohne 
daß dieſe Sache zum Austrag gebracht wird. Ich möchte den Herrn Präſi⸗ 
denten bitten, dieſe Frage als beſonderen Gegenſtand, oder vielleicht mit der 
dritten Leſung dieſes Geſetzes verbunden zur Erörterung zu bringen. 

Präſident Delbrück: Ich habe durch die Beziehung auf die Eventuali⸗ 
tät, daß der oberſte Gerichtshof in Berlin ſeinen Sitz nimmt, der Frage 
ſelbſt nicht im Entfernteſten vorgreifen wollen. Was die Frage nach dem 
Reichstagsbau betrifft, ſo kann ich thatſächlich bemerken, daß dieſe Erwägung 
bei der Frage über den Ankauf dieſes Grundſtückes nicht entſcheidend geweſen 
iſt, weil wir nicht geglaubt haben, daß die beiden Grundſtücke, um die es 
ſich handelt, zuſammen für ein Parlamentsgebäude ausreichen könnten, denn 
nach beiden Seiten ſtoßen wir an Grundſtücke, die uns nicht gehören. Was 
die Frage des Paxlamentsbaues im Uebrigen betrifft, ſo kann ich hier nur 
eine thatſächliche Mittheilung machen, daß nämlich das Reichskanzleramt ſo⸗ 
fort nach dem Ableben des Grafen Raczinski den Verſuch gemacht hat, ob 
ſein Erbe geneigt ſein würde, auf Verhandlungen über den Ankauf des 
Grundſtückes durch das Reich einzugehen und daß dieſe Anfrage der be⸗ 
ſtimmteſten Verneinung begegnet iſt. 5 £ 

Abg. Windthorſt: Ich werde für den Geſetzentwurf ſtimmen, weil 
mir der Abg. von Unruh die Preiswürdigkeit deducirt hat und weil, wenn 
das Kroll ſche Grundſtück aufgegeben werden ſollte, kein Platz mir . 
für das Reichstagsgebäude erſcheint, als die fraglichen Grundſtücke. enn 
ich aber fürchten müßte, daß der Ankauf dieſer Grundſtücke, in irgend welcher 
Richtung dazu beitrüge, das künftige Reichsgericht nach Berlin zu verlegen, 
ſo würde ich gegen den Geſetzentwurf ſtimmen; denn ich halte es für ein 
wirkliches Unglück, wenn das böchſte Gericht nach der Reſidenz verlegt 
wird. Berlin ſcheint mir übrigens ſeiner ganzen geographiſchen Lage nach 
nicht der geeignete Ort, um alle Centralbehörden des Reiches dahin zu 


verlegen. 
Abg. Duncker: Ueber die Frage des Preiſes bin ich nach den Erklärun⸗ 
gen des Präſidenten Delbrück beruhigt. Ich glaube aber nicht, wie der 
bg. Windthorſt, daß irgend eine Möglichkeit vorhanden iſt, auf den beiden 
vereinigten Grundſtücken das Reichstagsgebäude zu errichten. Nach einem 
mir vorliegenden Situationsplan würden dieſelben kaum hinreichen, das Ge: 
bäude aufzunehmen, vielweniger noch für daſſelbe die . Zugänge 
u eröffnen. Es ließe ſich allerdings durch Ankauf des Decker'ſchen Grund⸗ 
ückes, deſſen Preis auf 2 Millionen Thaler veranſchlagt wird, eine Com: 
bination herſtellen, welche Platz für das Reichstagsgebäude ſchaffen würde; 
aber auch dann müßte man noch den Garten des Hausminiſteriums und 
einen Theil des Gartens des Prinzen Georg mit zu Hilfe nehmen. Das 
Reichstagsgebäude müßte dann feine Front nach der Königgrätzerſtratze er⸗ 
dalten. Dieſer Platz hat zwar nicht die Vorzüge des Krollſchen Grundstückes, 
ich würde mich aber nicht widerſetzen, wenn man dieſes Project ernſthaft 
discutiren wollte. Was den Wunſch des Abgeordneten Lasker angeht, die 
Frage des Reichstagsgebäudes noch in dieſer Seſſion zu discutiren, jo habe 
ich zwar das lebhafteſte Intereſſe an der endlichen Errichtung deſſelben immer 
gezeigt; ich hege aber doch beſcheidenen Zweifel, ob bei der Ueberlaſtung des 
Reichstages mit Geſchäften es räthlich fein würde, auch dieſe Frag e auf die 
Tagesordnung zu ſetzen, weil ich meine, daß es an der nöthigen Ruhe fehlen 
wird, die doch für eine ſolche Feu ſehr nothwendig iſt. Pre 

Hiermit ſchließt die erſte Leſung. In zweiter Neid werden die beiden 
Paragraphen des Geſetzes ohne Debatte faſt einſtimmig angenommen. 

Es folgt die erſte Berathung des zwiſchen dem deulſchen Reiche und Bel⸗ 
gien geſchloſſenen Auslieferungsvertrages, der am 24. Decbr. 1874 
in Brüſſel abgeſchloſſen und dazu beſtimmt iſt, die fünf verſchiedenen Aus⸗ 
lieferungsverträge, welche der Norddeutſche Bund, Baiern, Würtemberg, 
Baden und Heſſen mit zn abgeſchloſſen hatten, in einer der Einheit des 
Reiches und des deutſchen krafreihts entſprechenden Weiſe zu vereinfachen, 
wie ſolches bereits Italien, Englands und der Schweiz gegenüber geſchehen 
iſt. Der Vertrag beſteht aus 17 Artikeln, deſſen erſter unter 34 Nummern 
die ſtrafbaren, im Gebiete des erſuchenden Staates . und daſelbſt 
ſtrafbaren Handlungen aufzählt, deren Thäter oder Theilnehmer als ver⸗ 
urtheilt oder in Anklagezuſtand verſetzt oder zur gerichtlichen Unterſuchung 
gezogen auszuliefern ſein würden. e F ; 

Abg. Dr. Oppenheim: Meine Herren! Niemand wird beſtreiten, daß 
in dem vorgelegten Vertragsentwurfe ein großer Fortſchritt enthalten iſt. Er 
tritt an die Stelle von fünf Verträgen, die bisher zwiſchen dem norddeutſchen 
Bunde und den ſüddeutſchen Staaten einerſeits und Belgien andererſeits ge⸗ 
golten haben. Wenn darin ſchon ein politiſcher Fortſchritt liegt, den wir 
der Einigung des deutſchen Reiches verdanken, ſo beeinflußt dieſer Fort⸗ 
ſchritt auch direct den Inhalt des Vertrages, indem er z. B. den Begriff der 
Grenze verändert. Während die Verpflichtung der Auslieferung bis zur 
Grenze früher nur die Grenze des norddeutſchen Bundes oder etwa Badens, 
ſchen Meiches u. f. w. betraf, jo bedeutet ſie jetzt die Grenze des deut⸗ 

en Reiches. 5 f 

Ein anderer Fortſchritt, der in dieſem Vertrage enthalten ift, iſt die Aus⸗ 
dehnung des Gebietes der Geſetzesherrſchaft, die Ausdehnung des Inhalts 
des Vertrages auf eine Reihe von Verbrechen und Vergehen, die bisher 
darin nicht enthalten war, und ein Anſchluß an das neue deutſche Straf⸗ 
geſetzbuch. Indeſſen war dieſer letzte Fortſchritt nicht vorbehaltlos zu machen, 
weil ja die Kategorien von Verbrechen, auf die ſich der Vertrag bezieht, nicht 
blos nach unſerem Geſetz abgemeſſen werden, ſondern auch nach dem Geſetz⸗ 
buch des andern contrahirenden Staates. Eine Grundlage des im neueren 
Völkerrecht entwickelten und immer weiter ausgebildeten Auslieferungsrechtes 
beſteht nämlich darin, daß die Auslieferungspflicht nicht weiter übernommen 
wird als die Strafgewalt im einzelnen Inlande ſich erſt recken darf, daß der 
einzelne Staat nur inſoweit ausliefert, als er auch ſelbſt beſtrafen würde. 
Es bezieht ſich & B. dies auch auf diejenigen Verbrechen, welche in einem 
dritten Staate begangen worden ſind. Wenn das die eine Grundlage des 
modernen Auslieferungsrechtes iſt, jo iſt die andere die möglichit ſorgfältige 
Ausſchließung aller politiſchen Verfolgungen. Gerade in der Zeit, als die 
Auslieferungsverträge zuerſt mit größerem Eifer erzielt und betrieben wurden, 
als fie noch in der erſten primiliven Form auf einige Hauptverbrechen ſich 
beſchränkten, war es ein großes er je namentlich derjenigen Länder, die 
durch ihre natürliche und politiſche Beſchaffenheit gleichſam zu Aſylen beſtimmt 
find, wie England, die Schweiz, Belgien, jede Möglichkeit einer politiſchen 
Verfolgung auszuſchließen, die ſich an eine Auslieferung knüpfen könnte. 
Dieſer Punkt iſt auch in unſerem Vertrage gewahrt, doch nicht ſo vollſtändig, 
als ich es gewünſcht hätte, namentlich halte ich die Faſſung des betreffen⸗ 
den Paragraphen nicht für entſprechend. Die politiſchen Verbrechen ſind ja 
ohnedies nicht aufgenommen unter diejenigen Verbrechen, wegen deren aus⸗ 

eliefert werden darf. Darin liegt aber noch keine ausreichende Berubigung, 
fenen es können gemeine Verbrechen mit politiſchen Tendenzen combinirt 
7 55 18 bei Münzverbrechen in einzelnen hiſtoriſch bekannten Fällen ge⸗ 
ſchehen iſt. 

Auch in ſolchem Fall ſoll die Auslieferung ausgeſchloſſen fein, ja die Aſyl⸗ 
länder haben ſich dagegen zu verwahren geſucht, daß die Auslieferung wegen 
eines gemeinen Verbrechens nicht ſpäter zur Verfolgung von politiſchen Ver⸗ 


eee 


brechen gemißbraucht werde, welche vor der Auslieferung begangen worden 
ſind. Unſer Vertrag mit der Schweiz geht fogar fo weit, auch die Möglich⸗ 
keit auszuſchließen, daß ein von uns an die Schweiz oder von der Schweiz 
an uns Ausgelieferter an einen dritten Staat weiter ausgeliefert werden 
könne wegen eines früher begangenen pelitiſchen Verbrechens, — eine Cautel, 
die ihre ſehr practiſche Bedeutung haben kann. Dieſer letzte Punkt iſt in 
den vorliegenden Vertrag nicht aufgenommen. Außerdem ſcheint mir die 
Faſſung incorrect, indem ſie das allgemeine Princip in den Winkel ſtellt und 
einen falſchen Satz voranſtellt. Artikel 6 beginnt nämlich mit dem Satze: 
„Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages finden auf ſolche Perſonen, 
die fih irgend eines politiſchen Verbrechens oder Vergehens ſchuldig gemacht 
haben, keine Anwendung.“ Das iſt nicht in Frage. Es geht uns gar nichts 
an, ob dieſe Perſonen ſich eines politiſchen Verbrechens ſchuldig gemacht 
baben, da ſolche Verbrechen nicht im Vertrage ſtehen, ſondern es ſoll über⸗ 
haupt mit den Folgen der Auslieferung keine politiſche Tendenz verknüpft 
werden können. Dann kommt etwas, was wichtiger iſt, nämlich: „Die Per⸗ 
ſon, welche wegen eines der im Art. 1 und 2 aufgeführten gemeinen Ver⸗ 
brechens oder Vergehens ausgeliefert worden iſt, darf demgemäß in demjeni⸗ 
gen Staate, an welchen die Auslieferung erfolgt iſt, in keinem Falle wegen 
eines von ihr vor der Auslieferung verübten politiſchen Verbrechens oder 
Vergehens, noch wegen einer Handlung, die mit einem ſolchen politiſchen 
Verbrechen oder Vergehen im Zuſammenhang ſteht, noch wegen eines Ver⸗ 
brechens oder Vergehens, welches in dem gegenwärtigen Vertrage nicht vor⸗ 
geſehen iſt, zur Unterſuchung gezogen und beſtraft werden.“ 


Die: letzte Satz iſt der allgemeine, der vorangeſtellt werden müßte, der 
nicht blos die politiſchen Verbrechen begreift. Das Verbot jeder weiteren 
Ausbeutung des Auslieferungsvertrages durch Verfolgung wegen politiſcher 
Verbrechen und Tendenzen mußte in der That hinterher kommen. Ich be⸗ 
merke dies nur, weil mir für einen durch fünf andere Verträge borbereite 
Vertrag die Faſſung auffallend ungenau erſcheint; dieſelbe war beſſer 
bairiſchen, würtembergiſchen und auch im badiſchen Vertrage, allerdings nicht 
anders im heſſiſchen und norddeutſchen. Die ganze Richtung dieſes Vertrages 
war uns übrigens durch ein Geſetz vorgeſchrieben, welches der belgiſche Staat 
ſich am 15. März 1874 über die Bedingungen gegeben hat, unter welchen 
es, auf Auslieferungsverträge einzugehen berechtigt und verpflichtet fein wolle. 
Die Geſetzgebung des belgiſchen Staates hat der belgiſchen Regierung in 
einer ſehr würdigen und nachahmenswerthen Weiſe die Normen vorgeſchrieben, 
unter welchen Bedingungen die Regierung auf Auslieferungsverträge ein⸗ 
gehen kann und ſoll. ir mögen nun vielleicht ſagen, daß ein ſolches 
durch die conſtante Praxis des modernen Völkerrechts und deſſen gleichmäßige 
Entwickelung ſowohl nach der Seite der Humanität, als auch nach der Seite 
hin entbehrlich werde, daß die Herrſchaft des Strafgeſetzes auch über die 
Landesgrenzen hinaus ausgedehnt werde. Das belgiſche Geſetz enthält aber 
einen anderen Punkt, der auf vertragsmäßigem Wege nicht gewahrt werden 
kann und den ich der in den nächſten Tagen zu bildenden Juſtiz⸗Commiſſion 
für die großen Juſtiz⸗Reorganiſations⸗Geſetze empfehlen möchte, nämlich die 

erichtlichen Garantieen bei Prüfung der Geſetzmäßigkeit einer Auslieferung 
eher, fo daß auch für das innere Staatsrecht geordnet werde, unter 
welchen Cautelen und Garantieen eine Auslieferung geſchehen darf. Noch 
einen Punkt kann ich in dieſem Vertrage lobend erwähnen, der leider in 
anderen Verträgen noch fehlt, wenn nicht in den meiſten europäiſchen Ver: 
trägen, jo doch in den Verträgen mit Nordamerila. 

Es iſt nämlich in Art 12 ausgeſprochen, daß die Koſten der Auslieferung 

bis an die Grenze des ausliefernden Staates von dem ausliefernden Staate 
getragen alſo niedergeſchlagen werden. Der Auslieferungspflicht eines 


Staates entſpricht meines Erachtens auf der andern Seite die Verpflichtung 


des Staates, ſeine Rechtsphäre im öffentlichen und Strafrecht möglichſt zu er⸗ 
weitern, die Auslieferung zu betreiben, ſoweit dadurch Rechtsſicherheit ge⸗ 
währt werden kann. Nun leben wir mit Nordamerika in dem Verhältmiſſe 
daß dort die Koſten der Auslieferung nach der ganzen Geſchäftslage der dor⸗ 
tigen Jurisprudenz und nach der großen Entfernung außerordentlich hoch 
werden können und dadurch haben ſich Verhältniſſe und Thatſachen ausge⸗ 
bildet, die weder dem nationalen Anſehen des deutſchen Reichs nach der 
Würdigkeit unſerer Rechtspflege entſprechen. Es kommt vor, daß dort ein 
Verbrecher mit großen Koſten zu Stande gebracht worden iſt, und unſere 
Regierung beſinnt ſich alsdann, ob ſie ihn übernehmen will oder nicht. Sie 
fragt vielleicht bei den betheiligten Privatperſonen oder Privatgeſellſchaften 
nach, ob ſie die Koſten theilweiſe oder ganz tragen wollen, ſie fragt an ob 
der betreffeude Verbrecher vielleicht noch einen Theil ſeines Raubes bei ſich 
hat, ſo daß die Auslieferung die Mühe und Koſten lohnt. N muß jagen 
daß das, obwohl ein geſetzlicher, fo doch kein ſebr würdiger Zuſtand iſt und 
ich möchte die Aufmerkſamkeit ſowohl des Reichstages wie der bevorſtehenden 
Juſtizcommiſſion und der Reichsregierung dahin lenken, ob es nicht in der 
Natur des öffentlichen Rechtes liegt, daß ſolche Koſten unbeachtet bleiben 
ob es der Würde und Autorität unſerer Reichspflege nicht beſſer entſpricht, daf 
in Sachen des öffentlichen Rechts aus ſolchen Gründen kein Verbrecher der 
unentrinnbaren Majeſtät des Geſetzes entzogen werde. Möglicherweiſe läßt 
ſich auch durch diplomatiſche Verhandlungen ein minder unerträglicher Zuſtand 
herbeiführen. 

Abg. Dr. Kapp erkennt die Vorzüge dieſes Vertrages insbeſondere in 
folgenden vier Punkten: 1) in dem Schlußabſatz des Axtikel 1, wonach, auch 
wenn das Verbrechen außerhalb des Gebietes des erſuchenden Theils began⸗ 

en iſt, die Auslieferung Be ſoll, wenn die Öefepgebung des erſuchten 
taates die Verfolgung derſelben außerhalb ſeines Gebietes begangenen 
Handlung geſtattet. Hierdurch wird die bisher beſtehende Praxis im Intereſſe 
des internationalen Rechts in wünſchenswerther Weiſe abgeändert; 2) in dem 
Artikel 5, wonach, auch wenn die reclamirte Perſon Verbindlichkeiten gegen 
Privatperſonen eingegangen iſt, deren Erfüllung durch die Auslieferung ver⸗ 
indert werden würde, dieſe dennoch ſtattfinden ſoll, und es dem dadurch 
eeinträchtigten Theile a bleibt, feine Rechte vor der zuftändigen Be⸗ 
hörde geltend zu 1 Hierdurch wird zum erſten Male in einem der⸗ 
artigen Vertrage das Princip durchgeführt, daß. der ſtaatliche Anſpruch dem 
privaten vorgeht, und es werden dadurch alle die chikanöſen, heute noch 
vielfach angewendeten Verhinderungen ſolcher Vertragsbeſtimmungen heſeitigt. 
3) In der Beſtimmung, daß auch auf Grund telegraphiſcher Requifition die 
Auslieferung ſtattfinden kann, einer Maßregel, die in einem uns jo nahe 
liegenden Lande wie Belgien zur Fluchtverhinderung des Verbrechers doppelt 
nothwendig iſt.⸗ Endlich 4) in der Beſtimmung, daß auch Gelder und Werth⸗ 
ſachen ausgeliefert werden müſſen. Hierin liegt einer der größten Fortſchritte 
die wir auf dem Gebiete internationaler Verträge gemacht haben, und es ift 
nur zu wünſchen, daß dieſer Grundſatz auch bei allen ſpäteren Verträgen zur 
Anwendung komme. Die Klage des Vorredners über die Höhe der Aus⸗ 
lieferungskoſten in Amerika 0 nicht richtig motivirt. Dieſe Koſten ſind 
allerdings oft ungeheuer. Es kommt vor, daß eine einzige Auslieferung 
fünf, acht, ja zehn Tauſend Dollar und mehr koſtet. Das aber iſt nicht die 
Schuld des auswärtigen Amtes in Washington, ſondern hängt auf das 
gnnigfte mit der engliſchen Rechtsmaxime zuſammen, wonach jeder der beiden 
heile ſeine Koſten zu tragen hat. 

Der allergrößte Theil der Koſten erwächſt, daß in den großen Städten 
und Hafenplätzen Amerikas eine außerordentliche Vorſicht und Umſicht dazu 
gehört und außerordentliche Mittel angewendet werden müſſen, eines Ver⸗ 
brechers habhaft zu werden. Dazu bedarf man oft eines Dutzend Poliziſten, 
Geheimpoliziſten. Dieſe Nebenausgaben überſchreiten oft das Zehnfache der 
eigentlichen Gerichtskoſten und fie allein machen die Sache ſo theuer. Die 
einzige begründete Ausſtellung, die gegen den Vertrag zu machen wäre, iſt, 
daß während die in den Nummern 32 bis 34 des Artikel 1 ſpecificirten Ver⸗ 
gehen viel zu ausführlich und genau angegeben ſind, dafür andere hochwich⸗ 
tige Verbrechen, die gerade bei uns häufig vorkommen können, ausgelaſſen 
find. So z. B. kann nach Nr. 34 Jeder, der muthwillig ein Blumenbeet 
erſtört, ausgeliefert werden, während derjenige, der einen Deich durchſticht, 
ace ausgeht. Es wäre zu wünſchen, daß bei dieſem oder doch wenigſtens 
ei ſpäteren derartigen Verträgen eine generelle Di Y N 
wonach die muthwillige Beſchädigung aller den öffentlichen Zwecken gewid⸗ 
meten Anlagen einen Grund der Auslieferung bildet. Die erſte Berathung 
wird Bet geſchloſſen. Die Verweiſung an eine Commiſſion wird nicht ber 


Beſtimmung getroffen wird, 


liebt und daher fofort in die zweite Berathung eingetreten. In dieſer werden 
ohne Discuffion die Artikel 1 bis 7 incl. genehmigt. BR 

Bei Artikel 8, nach welchem die Anträge auf Auslieferung im diploma⸗ 
tischen Wege erfolgen ſollen, fragt Dr. Kapp, ob auch die Einzelſtaaten, 
inſofern fie ſich noch des Luxus einer diplomatiſchen Vertretung erlauben, 
oder ob, was er für das allein Richtige un müſſe, nur das Reich zu der⸗ 
artigen Anträgen auf Auslieferung berechtigt ſei. 5 

undescommiſſar Geh. Rath Wilke: Es kann unter Umſtänden, wenn 
es ſich um raſchere Betreibung der Sache handelt, unbedingt nothwendig wer⸗ 
den, daß direkt zwiſchen den einzelnen Regierungen und dem auslicfernden 
Staate verhandelt und correſpondirt wird. Es iſt ja auch in dieſem Vertrag 
beiſpielsweiſe einzelnen Gerichtsbehörden der Einzelſtaaten das Recht der tele⸗ 
graphiſchen Requiſition eingeräumt. +7 5 

bg, Dr. Kapp: Die Frage iſt vielleicht nicht richtig berftanden. Es iſt 
ganz ſelbſtverſtändlich, daß zur Beſchleunigung des Geſchäftsbetriebes die 
Einzelſtaaten mit dem ausliefernden Staake in Beziehung treten können. 
Es war aber der eigentliche Haupt⸗ und Entſcheidungs⸗Antrag auf Aus⸗ 
lieferung gemeint, der nach Art. 8 auf diplomatiſchem Wege geſchehen ſoll, 
und von dem es im Intereſſe der Rechtseinheit und der Würde des Reiches 
nothwendig iſt, daß er von den Behörden des Reiches allein und nicht von 
den Einzelregierungen geſtellt werden darf. 5 5 

Abg. Dr. Oppenheim: Es ſcheint mir nicht zweifelhaft, daß die Einzel⸗ 
Regierungen das, was ihnen im Art. 8 eingeräumt iſt, auch durch ihre Ge⸗ 
ſchaͤftsträger oder Geſandten verſehen können, wenn ſie, wie mein Freund 
Kapp meinte, ſich den Luxus eines Geſandten in Belgien erlauben, was 
zum Glück, jo viel ich weiß, nicht der Fall iſt. Ich weile darauf hin, daß 
in Art. 4, welcher hier entſcheidende Bedeutung hat, immer nur davon die 
Rede iſt, daß die Auslieferung ſtattfinden oder nicht ſtattfinden ſoll, wenn 
die von einer Regierung des deutſchen Reiches reclamirte Perſon wegen 
derfelben Handlung bereits in Unterſuchung geweſen und außer Verfolgung 
geſetzt iſt“ ze. Es iſt alſo hier die Frage ſchon entſchieden, daß der Antrag 
nicht blos von der deutſchen Reichsregierung geſchehen kann. Es muß erſt Ord⸗ 
nung in der Diplomatie des deutſchen Reiches geſchaffen werden, ehe wir 
dieſe Specialfrage hier im beſſeren Sinne ordnen können. 

Bundes⸗Commiſſar Geh. Wilke: Wenn eine Einzelregierung des Reiches 
diplomatiſche Vertreter in Belgien hielte, ſo würde ſie allerdings eben ſo wie 
die Reichsregierung einen ſolchen Antrag ſtellen können. 8 

Art. 8 wird hierauf genehmigt, ebenſo ohne weitere Discuſſion die übrigen 
Artikel und der ganze Vertrag. 

Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfes über die Beur⸗ 
kundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung. 

§ 1 lautet: „Die Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbe⸗ 
fälle erfolgt ausſchließlich durch die vom Staate beſtellten Standesbeamten 
mittelſt Eintragung in die dazu beſtimmten Regiſter.“ 

Abg. Koch (Annaberg) beſtreitet das Bedürfniß einer ſolchen Beſtimmung 
für Sachſen, Abg. Lingens für Heſſen⸗Darmſtadt. Beide Abgeordneten 
erklären, deshalb gegen den § 1 ſtimmen zu müſſen. 

1 wird 2 mit großer Majorität angenommen. 

2 lautet: „Die Bildung der Standesamtsbezirke erfolgt durch die höhere 
Verwaltungsbehörde. Die Standesbezirke können aus einer oder mehreren 
Gemeinden gebildet, größere Gemeinden in mehrere Standesamtsbezirke ge⸗ 
theilt werden.“ 

‚Die Abgg. Dr. Moufang, Hauck, Dr. Lieber und Dr. Schmid 
(Aibach) beantragen, den § 2 wie folgt zu faſſen: „Die Bildung der Stan⸗ 
desamtsbezirke, die Aufſtellung und Beaufſichtigung der Standesbeamten, 
ſowie die e der Koſten der Standesamtsführung werden durch die 
Landesgeſetzgebung beſtimmt.“ 

Abg. Hauck beſtreitet die Competenz des Reiches zum Erlaß von Aus⸗ 
e des Geſetzes und meint, daß ſich die Annahme ſeines 

ntrags ſchon deshalb empfehle, weil das Geſetz auch die Beſtellung der 
Standesbeamten den Einzelſtaaten übertrage. 

Abg. v. Schulte: Das Geſetz wünſcht, daß die Gegenſätze, welche bei 
Gelegenheit der Berathung im Reichstage ſich jeiaen können, in demſelben 
auch ausgetragen und nicht wieder in jede einzelne Landesvertretung hinein⸗ 

etragen werden. Außerdem muß ein Geſetz auch alle Beſtimmungen über 
ſeine Ausführung enthalten. Daß das Reich zum Erlaſſe ſolcher Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen nicht competent ſei, hat der Herr Vorredner einfach be⸗ 
ftritten, aber nicht bewieſen. Die Abſicht des geſtellten Amendements geht 
offenbar dahin, jedem einzelnen Lande die Möglichkeit zu geben, das Geſetz 
zu gcceptiren oder nich Ich bitte Sie, das Amendement abzulehnen. 

Abo. Dr. Völk: Auch ich bitte Sie, das Amendement abzulehnen, denn 
es 15 egislatoriſch nicht ernſtlich gemeint. Man ſieht in demſelben deutlich 
115 bſicht, es den Einzelſtaaten unmöglich zu machen, die Civilehe einzu⸗ 
uhren. Pi 

Abg. Dr. Windthorſt: Die Behauptung, der Antrag der Abgg. Dr. 
Moufang und Hauck ſei nur geſtellt, um das Geſetz in den Einzelſtaaten 
unmöglich zu machen, iſt eine völlig grundloſe. Der Antrag beweiſt viel⸗ 
mehr, daß man das Geſetz auf das Beſte ausführen will. Man kann im 
Principe gegen das Geſetz fein, gleichwohl aber, da man weiß, da es doch 
angenommen werden wird, für die zweckmäßige Auszührung deſſelben ſorgen. 
Hat doch im vorigen Jahre der baieriſche Herr Miniſter einen ganz ähnlichen 
Standpunkt eingenommen. 0 

Abg. Hauck verwahrt ſich gegen die Inſinuation, als ob er mit ſeinem 
Amendement beabſichtigt habe, das Geſetz in den Einzelſtaaten unmöglich zu 


machen. 


ierauf wird das Amendement der Abgg. Dr. Moufang und Genoſſen 
abe egen und § 2 der Vorlage genehmigt. ! 

$ 3 lautet: „Für jeden Standesamtsbezirk ift ein Standesbeamter und 
mindeſtens ein Stellvertreter zu beſtellen. 

tg erfolgt, ſoweit nicht im 8 4 ein anderes beſtimmt ift, 
ure die höhere Verwaltungsbehörde und iſt widerruflich. 

eiſtlichen und anderen Religionsdienern darf das Amt eines Standes⸗ 
beamten oder die Stellvertretung eines ſolchen nicht übertragen werden.“ 
0 pu dieſem § 3 liegen folgende Amendements vor: 

„Der Abg. v. Seydewitz und Genoſſen: 1) dem Alinea 1 hinzuzu⸗ 
ſetzen: „Für den Fall vorübergehender Behinderung oder gleichzeitiger Erle⸗ 
digung des Amtes, des Standesbeamten und der Stellvertreter iſt die nächſte 

E Auffichtsbebörde ermächtigt, die einſtweilige Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes einem benachbarten Standesbeamten oder Stellvertreter zu über⸗ 
sagt. 2) im Alinea 2 die Worte „und iſt widerruflich“ zu ſtreichen. 

„Des Abg. Dr. Baumgarten dem dritten Abſatz § 3 folgende Faſ⸗ 
ung zu geben: „Auch Geiſtliche und andere Religionsdiener können das 

1 eines Standesbeamten oder die Stellvertretung eines ſolchen über⸗ 
nebmen. 

Für das letztere Amendement erklärt ſich der Abg. v. Minnigerode, 
da kein Grund vorliege, die Geiſtlichen von der Leitung der Standesämter 
prineipaliter auszuſchließen. 

Abg. Dr. Schwarze befürwortet den von den Abgg. v. Seydewitz und 
Genoſſen vorgeſchlagenen Zuſatz zu Alinea 1 des § 3, da derſelbe den Ge: 
danken des Geſetzes präciſer zum Ausdruck bringe, als vie Vorlage. 

Bundesbevollmächtigter Juſtizminiſter Dr. Leonhardt erklärt ſich mit 
dieſem Zuſatze ebenfalls einverſtanden. 

Abg. Dr. Baumgarten plaidirt für fein Amendement, ergeht ſich jedoch 

fo ſehr in allgemeinen Betra btungen, daß ihn der Präſident auffordert, zur 
Sache zu ſprechen. Der Redner bemerkte, wenn er beweiſen wolle, daß die 
Faſſung des § 3 gegen den Geiſt des ganzen Geſetzes ſei, ſo müſſe er doch 
dieſen Geiſt citiren. Er führte ungefähr Folgendes aus: Das Geſetz ſei der 
erſte Schritt zur e der Trennung des Staates von der Kirche. 
Falſch ſei es aber, deshalb den Geiſtlichen von der Standesbuchführung 
Principiell auszuschließen. Denn der Geiſtliche ſei doch auch Staatsbeamter 
und habe af Biliiten eines ſolchen; dürfe man ihm die Rechte deſſelben 
verweigern 
f Abg. Windthorſt: Ich bedauere, daß der Antrag des Abg. Baum⸗ 
. ge geſtellt worden ift, denn in demſelben Momente die Eheſchließung den 
eiſtlichen als Kirchendienern zu nehmen und ſie ihnen als Staatsbeamten 
zu geben, iſt doch nicht conſeguent. Würde der Antrag angenommen, jo 
würden die traurigſten Verwirrungen entstehen. Die Geiſtlichen wür den 
bäufig in die Lage kommen, als Standesbeamten Ehen zu ſchließen, denen 
ſie als Kirchenbeamte ihren Segen nicht ertheilen könnten. Es würde dem 
religiöſen Gefühle des Volkes eine tiefe Wunde ſchlagen, wenn ſolche Zu: 
ſtände eintreten möchten. Ich bitte Sie deshalb, den Baumgarten 'ſchen An⸗ 
trag abzulehnen. 5 

Abg. Wehrenpfennig erklärt ſich ebenfalls gegen den Antrag des Abg. 
Baumgarten, hält aber die von den Abgeordneten v. Seydewitz und Genoſſen 
geſtellten Amendements für weſentliche Verbeſſerungen der Vorlage und 
wünſcht daß der Herr Bundesbevollmächtigte Dr. Leonhardt auch dem zwei⸗ 

ten Antrage des Abg. d. Seydewitz feine Zuſtimmung ertheile. 

Abg. v. Schulte: Herr Abgeordneter Baumgarten hat für feinen An⸗ 
trag ſehr ideale Geſichtspunkte angeführt; ich bin aber gegen denſelben, weil 
ich nicht wünſche, daß die Geiftlihen der einzelnen Con eenen je in einen 
Conflict mit ihrem Gewiſſen, ihrer kirchlichen Amtsſtellung nr Die An⸗ 
träge des 1 f. von Seydewitz halte ich für weſentliche Verbeſſerungen der 
Vorlage, da ſie jede Zweideutigkeit derſelben beſeitigen. 


Bundesbevollmächtigter Dr. Leonhardt erklärt hierauf ſeine Zuſtim⸗ 
mung auch zu dem zweiten Amendement des Abg. v. Seydewitz. 

Abg. Baumgarten tritt nochmals für fein Amendement ein, zieht daſſelbe 
jedoch, als das Haus eben zur Abſtimmung ſchreitet, zurück. 

$ 3 wird mit den von den Abg. v. Seydewitz und Genoſſen vorgeſchla⸗ 
genen Aenderungen beziehungsweiſe Zuſätzen angenommen. 

Nach § 4 hat in den Standesamtsbezirken, welche den Bezirk einer Ge⸗ 
meinde nicht überſchreiten, der Vorſteher der Gemeinde (Bürgermeiſter, Schult⸗ 
heiß, Ortsvorſteher oder deren geſetzlicher Stellvertreter) die Geſchäfte des 
Standesbeamten wahrzunehmen, ſofern dieſelben durch die höhere Verwal⸗ 
tungsbehörde nicht einem beſonderen Beamten übertragen ſind. Der Vor⸗ 
ſteher ift jedoch befugt, dieſe Geſchäfte mit Genehmigung der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde anderen Gemeindebeamten widerruflich zu übertragen. Die 
Gemeindebehörde kann die Anſtellung beſonderer Standesbeamten beſchließen. 
Die Ernennung der Standesbeamten erfolgt iu dieſem Falle durch den Ge⸗ 
meindevorſtand unter Genehmigung der böberen Verwaltungsbehörde. In 
der Abd Weiſe erfolgt die Beſtellung der Stellvertreter. 

bg. Miquel regt hierbei die Frage an, ob die durch die Gemeinde⸗ 
behörde auf Grund dieſes Paragraphen angeſtellten Standesbeamten als 
Gemeinde: oder Staatsbeamte zu betrachten ſeien. Er perſönlich ſtehe nicht 
an, ſie für Gemeindebeamte zu erklären. Angeſichts der Thatſache aber, da 
einzelne Standesbeamte in Berlin, von der entgegengeſetzten Anſicht aus⸗ 
ehend, in der brüskeſten Weiſe jede ihnen durch den Magiſtrat vermittelte 
Hoscheit zurückgewieſen haben, erſcheint ihm zur Beſeitigung aller thatſäch⸗ 
lichen Zweifel eine Erklärung darüber von Seiten der Regierung ſehr wün⸗ 
ſchenswerth. — Eine ſolche erfolgt jedoch nicht. § 4 ſelbſt wird angenommen 
und in Conſequenz der zu 3 beſchloſſenen Abänderung auf den Antrag des 
Abg. v. Seyde witz der nachſtehende § 4a in das Geſetz aufgenommen: 
„Die durch die höhere Verwaltungsbehoͤrde erfolgte Beſtellung und Geneh⸗ 
migung zur Beſtellung iſt jederzeit widerruflich.“ 

§ 5 lautet: „Iſt ein Standesamtsbezirk aus mehreren Gemeinden gebil⸗ 
det, ſo werden der Standesbeamte und deſſen Stellvertreter ſtets von der 
höheren Verwaltungsbehörde beſtellt. Ein jeder Vorſteher oder andere Be⸗ 
amte einer dieſer Gemeinden iſt verpflichtet, das Amt des Standesbeamten 
oder des Stellvertreters zu übernehmen. Die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen den Vorſtehern der aus mehreren Gemeinden gebildeten Ver⸗ 
bände die gleiche 1 0 0. obliegt, werden hierdurch nicht berührt. 

Hierzu beantragt Abg. v. Sepdewitz: 1) dem Alinea 2 nach dem Worte 
„übernehmen“ folgenden Satz hinzuzufügen: „ſofern demſelben nicht gleich⸗ 
zeitig die Verwaltung eines größeren Bezirks als unbeſoldetes (Ehren⸗) Amt 
obliegt;“ 2) im Alinea 3 vor dem Worte „Vorſtehern“ das Wort „beſolde⸗ 
ten“ einzuſchalten. 0 

Abg. Flagge empfiehlt beide Anträge, welche hauptſächlich mit Rückſicht 
auf die im Oſten der preußiſchen Monarchie herrſchenden Verhältniſſe be: 
rechnet ſind. Dort wären die Gutsvorſteher, welche meiſt ſchon gleichzeitig 
die Functionen eines Amtsvorſtehers bekleiden, verpflichtet, auch Civilſtands⸗ 
beamte zu werden. Die dadurch herbeigeführte Ueberlaſtung ſei um ſo 
weniger gerechtfertigt, als die Beſchäftigung des Standesbeamten auf eine 
ſehr penible Regiſtraturarbeit hinauslaufe. Abg. v. Hoverbeck verkannte 
nicht, daß eine gewiſſe Billigkeit für die Amendements ſpräche, befürchtete 
aber, daß es mit ihrer Annahme in den dünn bevölkerten Gegenden Preußens 
unmöglich werden möchte, gleichzeitig die communale Selbſtverwaltung und 
Civilſtandgeſetzgebung durchzuführen. Die Folge der Annahme würde voraus⸗ 
ſichtlich nur die weitere Unzuträglichkeit ſein, daß man größere Amtsbezirke 
einrichten müßte, um die dadurch überflüſſig werdenden Amtsvorſteber zu 
Standesbeamten zu verwenden. Juſtizminiſter Leonhardt bat um Ab⸗ 
lehnung der Anträge aus den von Hoverbeck vorgetragenen Gründen. Abg. 
v. Maltzahn⸗Gültz wollte eben im Intereſſe der Selbſtverwaltung die 
Thätigkeit der Amtsvorſteher nicht durch Nebengeſchäfte beengt und behindert 
wiſſen; der gleichen Anſicht waren die Abgg. v. Minnigerode und 
v. Ludwig. Letzterer glaubte gerade an dieſer Beſtimmung zu erkennen, 
daß die herrſchende liberale Strömung wiederum ein unpractüches, ja ein 
unerträgliches Geſetz zu Stande gebracht habe. Wenigſtens hätten ihm mehr 
als 20 Amtsvorſteher die gleichzeitige en der ſtandesamtlichen 
Befugniſſe als unerträglich bezeichnet. Als 
ins Büreau, ſondern ins Freie, als Standesbeamter müjje man dagegen im 
Büreau bleiben. Beides ſei alſo mit einander unvereinbar. 

Abg. Miquel bemerkte, daß die über die Cumulation der beiden Aemter 
im preußiſchen Landtage geäußerten Befürchtungen ſich erfahrungsmäßig nicht 
in jo weitem Maße, als man Anfangs angenommen, bewahrheitet hätten. 
Nach Ablehnung des Antrages Baumgarten, deſſen Abweiſung er ſeinerſeits 
bedauert habe, würde man mit Annahme der Seydewitz'ſchen Amendements 
die Zahl der zu Standesbeamten geeigneten Perſonen noch weiter verringern. 
Das Richtigſte wäre vielleicht geweſen, die Eheſchließung den Gerichten zu 
übertragen, während man dann die übrigen Falle der Beurkundung des 
Perſonenſtandes ſehr wohl den Schulzen und anderen weniger gebildeten Ge⸗ 
meindebeamten hätte überlaſſen lönnen. — Abg. Grumbrecht theilte dieſe 
Anſicht. Nachdem man aber einmal den Gemeinden etwas aufgehalſt habe, 
was Sache des Staats ſei, könne man unmöglich zu Gunſten gewiſſer Ge⸗ 
meindebeamten eine Ausnahme von der Regel machen. — Abg. v. Hoverbeck 
wollte den Abg. v. a) hinſichtlich der von ihm geſchilderten Unerträg⸗ 
lichkeiten beruhigen. Er ſelbſt ſei gleichzeitig Amtsvorſteher, Standesbeamter 
und habe außerdem noch viel in eigenen N gehen und in denen ſeines 
Kreiſes und des Staats ba thun, ohne von der Unerträglichkeit ſeiner Exiſtenz 
bisher etwas geſpürt zu haben. (Heiterkeit) § 5 wurde hierauf unter Abs 
lehnung der Anträge v. Seydewitz unverändert genehmigt. 

Nach § 6 fällt die etwa erforderliche Entſchädigung der nach § 4 von 
den Gemeinden beſtellten Standesbeamten der Gemeinde zur Laſt. Die in 
§ 5 Abſ. 2 und 3 bezeichneten Beamten ſiud berechtigt, fir Wahrnehmung 
der Geſchäfte der Standesbeamten von den zum Bezirk ihres Haupt⸗ 
amtes nicht gehörigen Gemeinden eine in allen Fällen als Pauſch⸗ 
quantum feſtzuſetzende Entſchädigung zu beanſpruchen. Die Feſtſetzung erfolgt 
durch die untere Verwaltungsbehörde, über Beſchwerden entſcheidet endgiltig 
die höhere Verwaltungs behörde. 

Beſtellt die höhere Verwaltungsbehörde andere Perſonen zu Standesbeam⸗ 
ten oder zu Stellpertretern, fo fällt die etwa zu gewährende Eniſchädigung 
der Staatskaſſe zur Laſt. 5 

Abg. v. Bonin beantragt 1) die geſperrt gedruckten Worte zu ſtreichen; 
2) den letzten Abſatz wie folgt zu faſſen. „Beſtellt die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde die Standesbeamten oder Stellvertreter ($ 5), fo fällt die etwa zu 
gewährende Entſchädigung der Staatskaſſe zur Laſt.“ 

Beide Aenderungen erſcheinen dem Antragſteller gerechter als die Re⸗ 
gierungsvorlage, welche jedoch vom Abg. Wehrenpfennmig vertheidigt wird. 
Das zweite Amendement komme darauf hinaus, daß die Entſchädigung immer 
von der Staatskaſſe getragen wird, ſobald ein Standesbezirk aus mehreren 
Verwaltungsbezirken zuſammengeſetzt wird. Der erſte Antrag ruft noch 
größere Bedenken hervor, er führt dahin, daß ein Bürgermeiſter eines Ortes 
von 2000 Seelen, der als folder keine Entſchädigung erhält, wenn 2 Dörfer 
von je 50 Seelen feinem Standesbezirke hinzugefügt werden, nicht nach der 
Kopfjahl der hinzugekommenen Seelen, ſondern nach der vollen Seelenzahl 
des Standesbezirks entſchädigt werden müßte. Geh. Rath v. Stölzel er⸗ 
klärt ſich ebenfalls Namens der Regierung gegen die Amendements. Nach: 
dem einmal beſchloſſen worden, daß die Gemeinden die Koſten der Standes⸗ 
buchführung zu tragen haben, darf man die Sache nicht davon abhängig 
machen, ob der Standesbezirk aus einer oder mehreren Gemeinden beſteht. 
Auch Miquel glaubt, daß durch die Anträge noch mehr Verwirrung in das 
ſchon beſtrittene Princip des Geſetzes kommen werde. — Dieſelben werden 
hierauf 1 und $ 6 genehmigt. } 

Zu 8 7, welcher beſtimmt, daß die ſächlichen Koſten in allen Fällen von 
den Gemeinden getragen werden ſollen, liegt ein Abänderungsantrag von 
Seydewitz vor, welcher jedoch als unweſentlich und unklar in ſeiner Faſſung 
vom Abg. v. Hoverbeck bekämpft und abgelehnt wird. 

Die §§ 8 —10 werden ohne Discuſſion genehmigt. § 11 lautet: Von 
jedem Standesbeamten ſind drei Standegregiſter unter der Bezeichnung: Ge⸗ 
burtsregiſter, Heirathsregiſter, Sterberegiſter zu führen. x 

Abg. Graf Frankenberg: $ 11 begrenzt ungefähr die Thätigkeit der 
Standesbeamten; es liegt ihnen neben der Führung der Regiſter auch die 
Anzeige des Aufgebotes und die Ausſtellung von Auszügen aus den Regi⸗ 
ſtern ob. Trotzdem iſt es eine Täuſchung, — ich ſpreche aus Erfahrung als 
praktiſcher Siandesbeamter — daß die Behörden dem Standesbeamten keine 
andere Thätigkeit auferlegen. Das iſt ein bedenkliches Moment, welches ich 
im Reichstage zur Sprache bringen wollte, obwohl es vor der Hand nur die 
preußiſchen Standesbeamten angeht. Wenn Jemand zur Uebernahme eines 
Amtes gezwungen wird, ſo muß ihm auch geſagt werden, was er zu leiſten 
verpflichtet iſt; man kann ihm keine anderen Geſchäfte zumuthen, von denen 
er zu Anfang keine Ahnung hatte. Nun, kurz nachdem am 1. October die 
preußiſchen Standesbeamten in Thätigkeit getreten waren, erſchien im Amts⸗ 
blatt die Verfügung des königl. Appellationsgerichts: „daß die Herren Stan⸗ 
desbeamten die Pflicht haben, Geburts⸗ und Sterbefälle, welche eine Vor⸗ 
mundſchaft nöthig machen, dem zur Einleitung der Vormundſchaft befugten 
Gericht ſofort nach erlangter Kennintß zur Einleitung der Vormundſchaft an⸗ 
zuzeigen.“ 

Bald darauf erfolgte von Seiten der Regierung eine andere Aufforderung 


mtsvorſteher gehöre man nicht IJ 


4 
an uns, Anzeige zu machen über Todesfälle, ein förmliches Todtenregiſter zu 
führen und zwar bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe entweder monatlich 
oder im Januar, Zee Juli und October dem Erbſchaftsſteueramt Anzeige 
zu machen, (Hört! Hört!) und zwar ſagt die Verfügung: „Summariſche An⸗ 
gabe des bekannten Mobiliar: und Immobiliennachlaſſes. (Hört! Hört!) Der 
Standesbeamte muß alſo in jedem Falle danach fragen, wie viel der zur 
Anmeldung kommende Verſtorbene hinterlaſſen hat. Ferner ſollen wir an⸗ 
zeigen, ob ein Teſtament, ein Ehevertrag, eine Eheſtiftung, ein Erbſchaftsver⸗ 
trag ꝛc. vorhanden iſt. 8 Dazu kam dann zu Weihnachten noch 
eine dritte Beſcheerung vom ſtatiſtiſchen Bureau in Berlin. Mir iſt von 
Freunden, welche Mitglieder des preußiſchen Abgeordnetenhauſes ſind, geſagt 
worden, daß damals von dem Herrn Abg. Virchow der Verſuch gemacht 
worden iſt, in das preußiſche Geſetz über die Standesbeamtenſchaft auch den 
Satz hinein zu bringen, daß das ſtatiſtiſche Bureau in Berlin berechtigt ger 
die Tabellen, welche es zu fähren beliebt, von den Standesbeamten ausfüllen 
zu laſſen, daß dieſe Verpflichtung aber vom preußiſchen Abgeordnetenhauſe 
abgelehnt ſei. Trotzdem hat uns das ſtatiſtiſche Bureau in ziemlich katego⸗ 
riſcher Form mitgetheilt, was wir zu liefern hätten.“ Ueber Geburten, 
Eheſchließungen, Sterbefälle haben wir Zettel auszufüllen, welche weit den 
Rahmen, den wir zu führen verpflichtet ſind, überſteigen. Wir ſollen die 


ßLiſten jetzt rückwirkend ausfüllen, wir mußten alſo alle Leute, die vor uns 


erſchienen ſind, wieder hinbeſtellen und Fragen an ſie richten und welcher 
Art dieſe Fragen ſind, darüber möchte ich auf einen beſonderen Umſtand 
aufmerkſam machen. g 

Wir haben zu fragen, und zwar, wie das ſtatiſtiſche Bureau ſagt, „in 
geeigneter Weiſe“ (Hört! Hört!), ob das verſtorbene Kind ehelich oder uns 
ehelich war. Dadurch wird der Standesbeamte einfach der Möglichkeit aus⸗ 
geſetzt, daß er auf ſeine Fragen eine höchſt unangenehme Antwort erhält, 
da er danach gar nicht zu fragen hat. Ebenſo iſt geſagt worden, daß Todes⸗ 
urſache und Krankheit anzugeben find ꝛc. Ich verkenne nicht, daß Organe 
nothwendiger Weiſe vorhanden ſein müſſen zur Stellung ſolcher Fragen, und 
daß es im Staatsintereſſe liegt, daß ſolche Fragen beantwortet werden. Ich 
will auch nicht ſagen, daß die Standesbeamten nicht dazu verpflichtet werden 
ſollen; ich wünſche nur, daß es dann auch im Geſetze geſchrieben ſtehe, und 
daß Jeder wiſſe, wenn er ein Amt übernimmt, was er zu leiſten hat. Ich 
habe mich deßhalb enthalten, einen Antrag zu formuliren, ich möchte aber 
nur an die verbündeten Regierungen die Frage ſtellen, ob ſie uns darüber 
eine Erklärung geben wollen, daß für den Standesbeamten außer dem reichen 
Füllhorn von Fragen, welches die Behörden über uns ergoſſen haben, nicht 
noch ein weiterer Segen nachfolgen wird, und ob unſere Thätigkeit ſich 
darauf beſchränkt, was in dem Geſetz geſagt wird, es müßte denn in dem 
Geſetz ausgedrückt werden: wenn dieß aber nicht der Fall iſt, einfach zu er⸗ 
klären: die Standesbeamten haben den Anforderungen, welche Behöorden an 
ſie lden und die über den Rahmen dieſes Geſetzes hinausgehen, keine Folge 
zu leiſten. 

Abg. Miquel: Dieſe Frage iſt um ſo wichtiger, als ſie durch dieſes 
Geſetz in die Reichsgeſetzgebung gebracht wird. Die ſtatiſtiſche Central⸗Com⸗ 
miſſion in Preußen hat die Frage, ob den Standesbeamten ohne Geſetz die 
Conſtatirung auch anderer, nicht in dem Geſetz geforderter Thatſachen aufge⸗ 
geben werden dürfe, entſchieden verneint, weil keine Verwaltungsbehörde das 
Recht hat, den Wirkungskreis der Standesbeamten zu erweitern. Ich kann 
daher die Fragen des ſtatiſtiſchen Bureaus nur als eine Einladung anſehen 
der Statiſtik 7 Hilfe zu kommen. Es iſt allerdings höchſt bedauerlich, da 
wir kein Mittel haben, zwangsweiſe dieſe ſtatiſtiſchen Notizen zu fordern, man 
wird da durch ein beſonderes Geſetz helfen müſſen. Allerdings iſt der jetzige 
Zuſtand für die Statiſtik höchſt bedauerlich und wir als Geſetzgeber werden 
die Folgen deſſelben wegen mangelnden Materials am Bitterſten empfinden. 

ch hoffe aber, daß die Standesbeamten in dieſer Beziehung möglichſt guten 

illen zeigen werden. Ob es aber angemeſſen iſt, von den Standesbeamten 
für fiskaliſch⸗ ſteuerliche Zwecke Nachweiſungen zu fordern, möchte ich ver⸗ 
neinen, beſonders wenn ihnen Fragen geſtellt werden, die mit dem Syſtem 
dieſes Geſetzes gar nicht in Verbindung ſtehen, z. B. über die Größe von 
Erbſchaften u. ſ. w.; das find Fragen der inneren Landesverwaltung, die 
das Reich wenig intereſſiren. Es entſteht aber noch die Frage, welches 
nterefje hat das Reich, zu verhüten, daß die Standesbeamten nicht übers 
laſtet werden? Ich glaube, daß das Reich das allergrößte Intereſſe hat, daß 
die Standesbeamten nicht mit Nebengeſchäften im Intereſſe der Einzelſtaaten 
belaſtet werden, weil man ja annimmt, daß das Standesamt als Neben⸗ 
thätigteit ausgeübt werden ſoll. 

Abg. Lasker: Wenn die Einzelſtaaten den Standesbeamten noch Neben⸗ 
thätigkeit zuweiſen wollten, ſo würde das die Ausführung des Geſetzes er⸗ 

eblich verdunkeln. Es könnte allerdings denſelben aufgegeben werden, ein 
Powalregſer zu führen unabhängig von dem Hauptregiſter, in welches ſie 
z. B. die Todesurſache u. dgl. m. einſchreiben. Aber ein Verbot, daß die 
Standesbeamten mit andern Dingen nicht beſchäftigt werden ſollten, läßt 
ſich wohl ſchwer durchführen; ein Staatsbeamter kann nie den Einwand 
machen, er hahe nur dieſe eine Leiſtung und könne zu einer an⸗ 
deren nicht verpflichtet werden. Es iſt allerdings ein Mißbrauch der Ver⸗ 
waltungsbehörde, einzelnen Beamten Aufgaben zuzuweiſen, die ihr Amt viel 
mehr erſchweren, als es im Geſetz beſtimmt iſt. Eine Sache wird ihnen, 
wie ich glaube mit Recht, zur Aufgabe gemacht, die Anzeige eines Todesfalles 
an das Gericht zur Einleitung der Vormundſchaft, die früher den Geiſtlichen 
oblag. Die anderen Anfragen im ſtatiſtiſchen Intereſſe und beſonders die 
Art, wie fie vorgeſchrieben find, gehen weit über die Befugniſſe der Ver⸗ 
waltungsbeamten hinaus. Uebrigens gehört dieſe Frage in das preußiſche 
Abgeordnetenhaus. Für dle Statiſtik wird man beſondere Wanderbeamte 
anſtellen müſſen. . rechts.) Die Sache iſt nicht neu und jeden⸗ 
falls muß das ſtatiſtiſche | 

und Stelle die nöthige Anſchauung der Verhältniſſe ſich verſchaffen. 

Abg. Windthorſt: Ich freue mich, daß der Abgeordnete Graf Franken⸗ 
berg den Gegenſtand zur Sprache gebracht hat, denn ich glaube, daß wir 
aus den Händen der meiſten Standesbeamten kein brauchbares Material er« 
halten werden; ich ſpreche natürlich nicht von denen der großen Städte, ſon⸗ 
dern von denen auf dem Lande, die kaum die Regiſter ordentlich führen kön⸗ 
nen. (Widerſpruch links.) Das Standesamt ſollte in ſeinem Geſchäftskreis 
genau begrenzt ſein, damit jeder, der dieſes Ehrenamt übernimmt, weiß, was 
er zu thun hat. Will man von den Standesbeamten mehr geleiſtet haben, 
fo ſoll man ordentliche beſoldete Staatsbeamte anſtellen. i 

Abg. Nordeck zur Rabenau: Ich meine, daß die Beamten nicht veran⸗ 
laßt werden ſollten mehr zu thun, als ihnen im Geſetz vorgeſchrieben iſt; 
jedenfalls aber darf durch ein Landesgeſetz das Reichsgeſetz nicht alterirt wer⸗ 
den. Ich würde jede Zumuthung im fiscaliſchen Intereſſe derartige Fragen 
zu beantworten abweiſen; in Heſſen liegt den Gerichten, welche ja die vor⸗ 
geſetzten Behörden der Standesbeamten werden ſollen, ob, von den Ver⸗ 
mögensverhaͤltniſſen, die zu ihrer Kenntniß kommen, den Steuerbeamten 
Mittheilung zu machen; ſolche Mittheilungen von Standesbeamten zu for⸗ 
dern, würde ich unter keinen Umſtänden billigen. Ich glaube aber auch nicht 
daß die Standesbeamten der Statiſtik weſentliche Dienſte leiſten werden, wei 
ihre Geſchäftslaſt es ihnen kaum erlauben wird, ſich mit den ihnen geſtellten 
Fragen eingehend zu beſchäftigen. 920 

9 11 wird darauf mit der gewöhnlichen Majorität angenommen; ebenſo 
die drei letzten 88 12— 15 deſſelben Abſchnittes. 

6 Brote der zweite Abſchnitt, der von der Beurkundung der Geburten 
andelt. 

§ 18 lautet: Die Anzeige iſt mündlich von dem Verpflichteten ſelbſt oder 
durch eine andere aus Acer Wiſſenſchaft unterrichtete Perſon zu machen. 

Hierzu beantragt Abg. Moufang hinter dem Worte „Perſon“ einzuſchalten: 
„oder r mit 5 beglaubigter Unterſchrift“. 

Abg. Miguel: Dies Amendement ſteht mit dem gamen Syſtem des 
Geſetzes in Widerſpruch. Derjenige, der die Anzeige macht, oll aus eigener 
Aare Kenntniß baben; der Civilſtandsbeamte muß ihn fragen und ſich 
Aufklärung verſchaffen können. Aber das wird bei schriftlicher Meldung uns 
möglich. Wie haben übrigens bereits in $ 12 das Princip der perſönlichen, 
mündlichen Anzeigen angenommen, und es iſt daher jetzt dies Amendement 
gar nicht mehr zuläſſig. t 

Abg. Lasker bittet gleichfalls das Amendement abzulehnen. Die Folge 
davon würde ein maſſenbaftes Eingehen unbrauchbarer Anzeigen von 
Sr Aal fein, wodurch die Regiſter in völlige Unordnung gerathen 
müßten. \ 

Abg. v. Ludwig hält das Amendement für nützlich, weil dadurch eine 
unnöthige Beläſtigung des Publikums vermieden würde. 

bg. Dr. von Schulte: Ein praktiſches Bedürfniß für das Amende⸗ 
ment legt ganz und gar nicht vor. Es iſt ja nicht die Rede davon, daß die 
Leute alle Tage ein Kind bekommen. (Große Heiterkeit.) Die Freude über 
die Geburt eines Kindes wird doch wohl groß genug ſein, den Vater zu 
veranlaſſen, daß er Ic nern die Anzeige made. 

Das Amendement Moufang wird hierauf abgelehnt und § 18 ange⸗ 


nommen. , 
§ 21 lautet: Die Eintragung des Geburtsfalles je enthalten: 1) Vor⸗ 
und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort des Anzeigenden? 
2) Ort, Rah. und Stunde der Geburt; 3) Geſchlecht des Kindes; 4) Vor⸗ 
namen des Kindes; 5) Vor⸗ und Familiennamen, Religion, Stand oder Ge⸗ 
werbe und Wohnort der Eltern. Bei Zwillings⸗ oder Mehrgeburten iſt die 


mt mit Beamten verſehen werden, die an Ort 


Eintragung für jedes Kind beſonders und ſo San u bewirlen, daß die 
Saale der verſchiedenen Geburten e Handen die Vornamen 
des Kindes zur Zeit der Anzeige noch nicht feſt, 


ſo ſind dieſelben nachträglich 
und längſtens binnen onaten nach der Geburt anzuzeigen. Ihre 
ae en erfolgt am Rande der erſten Eintragung. 

Abg. Miquel: Ich bin zweifelhaft, ob es der Landesgeſetzgebung frei⸗ 
Nahe mehr in die Regiſter zu bringen, als hier gefordert wird, oder ob das 

eichsgeſetz, wenn es, wie in dieſem Paragraphen, einen beſtimmten Inhalt 
Ader damit zugleich jeden weiteren Inhalt verbietet. Ich frage daher die 
zertreter der Bundesregierung, ob die Worte „ſoll enthalten“ bedeuten „darf 
nicht mehr enthalten“ oder nicht. An und für ſich iſt das Erſtere mit dieſen 
orten keineswegs bereits ausgeſprochen. 

Abg. Lasker: Ich habe vorhin den Satz hingeſtellt, daß kein Landes⸗ 
fa verpflichten kann, daß ein Bürger mehr Angaben mache, als das Geſetz 
Abſt ausdrücklich vorſchreibt. Dagegen iſt die Frage in Zweifel, ob es einem 
Standesbeamten verboten ſei, noch andere Eintragungen hinzuzufügen. Hier 

er iſt eine Aufklärung von Seiten der Vertreter der Bundesregierung 

rchaus nothwendig. TER 

Juſtizminiſter Leonhardt: Ich 1909 5 daß es richtig iſt, 
etwas Weiteres un hinzugefügt werden darf. Ich kann inde 
meine perſönliche Meinung als preußiſcher Inſtizminiſter äußern. Es wer⸗ 
den ja hier ſehr oft Fragen geftellt, auf die amens der Bundesregierungen 
nicht geantwortet werden kann, weil die Bundesregierung darüber ſich nicht 
hat ſchlüſſig machen können. 

21 wird hierauf genehmigt. f 
S 22 lautet: Wenn ein Kind todtgeboren oder in der Geburt verſtorben 
iſt, ſo muß die Anzeige ſpäteſtens am nächſtfolgenden Tage geſchehen. Die 

intragung iſt alsdann mit dem im § 21 unter Nr. 1 bis 3 und 5 ange⸗ 
gebenen Inhalte nur im Sterberegiſter zu machen. 

Ben beantragt Abg. v. Seydewitz anſtatt „Tage“ 
„Wochentage.“ 

Abg. v. Hoverbeck bittet, das Amendement abzulehnen. Gerade in 
ſolchen Fällen, wo eine Todtgeburt angezeigt werden ſoll, wird ein Civil⸗ 
ſtandsbeamter ſich nicht ſelten in der Nothwendigkeit befinden, Recherchen 
re und da möchte eine Verzögerung um 24 Stunden oft ſehr ber 
enklich ſein. 

Das Amendement wird hierauf abgelehnt und § 22 angenommen. Ohne 
Discuſſion werden hierauf die weiteren Paragraphen dieſes Abſchnittes (bis 
26 incl.) genehmigt. 

m 4 Uhr vertagt ſich das Haus auf morgen, Freitag 11 Uhr. Tages⸗ 
Ordnung: Fortſetzung der zweiten Berathung des Civilehegeſetzes, zweite 
91 des Controlgeſetzes und dritte Berathung des Naturalleiſtungs⸗ 

eſetzes. 


Berlin, 14. Januar. [Amtliches.] Den kaiſerlichen Conſuln Dr. Je⸗ 
roſch in Liſſabon und Katzenſtein in Oporto it auf Grund des Geſeßes 
vom 4. Mai 1870 je für ibren Amtsbezirk die allgemeine Ermächligung er: 
theilt worden, bürgerlich giltige Eheſchließungen von Deutſchen vorzunehmen, 
und die Geburten, Heirathen und Sterbefälle von Deutſchen zu beurkunden. 

Die Geheimen Kanzlei:Diätarien im Reichskanzleramte Götze II., Pi⸗ 
mofsky, Pfeifer, v. Kleiſt, Kleinodt, Schulz, Lückgen, Frank 
und Krönert find zu Geheimen Kanzlei⸗Seeretären ernannt worden. 

Der Privatdocent Dr. Pinner iſt als Lehrer an der hieſigen königlichen 
Thierarzneiſchule angeſtellt worden. 

Berlin, 14. Jan. [Se. Majeftät der Kaiſer und König] 
empfingen heute die aus Kaſſel zurückkehrende Deputation des 2. 
Schleſiſchen Grenadier⸗Regiments Nr. 11 und nahmen den Vortrag 
des Kriegsminiſters und des Generals v. Albedyll entgegen. 

Beide kaiſerliche Majeſtäten beglückwünſchten geſtern die verwittwete 
Fürſtin Wilhelm Radziwill zu ihrem Geburtstage. — Ihre Majeſtät 
die Kaiſerin⸗Königin war im Auguſta⸗Hoſpital anweſend. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
empfing geſtern Vormittags den Geheimen Cabinetsrath Sr. Majeftät 
des Kaiſers, v. Wilmowski. Um 5 Uhr Nachmittags folgte Höchſt⸗ 
derſelbe einer Einladung zum Diner bei Sr. königlichen Hoheit dem 
Prinzen Alexander und beſuchte Abends die Vorſtellung im Opern⸗ 
baufe, Geichs⸗Anz.) 

O Berlin, 14. Jan. [Sitzung des Staatsminiſteriums. 
— Umwallung der Feſtung Straßburg.] Heute Abend ſoll 
eine Berathung des Staatsminiſteriums unter dem Vorſitz und im 
Hotel des Fürſten Bismarck ftattfinden, in der es ſich vermuthlich um 
die Feſtſtellung der Gröffnungsrede zum Landtage handeln wird. 


wei 


Fin jagen, daß 
hierüber nur 


zu ſetzen 


Gleichzeitig dürften auch die anderen Fragen, welche ſich auf die Er 


Öffnung des Landtages beziehen, zur Erörterung kommen. — Dem 
Bundesrath iſt der Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Erweiterung 
der Umwallung der Feſtung Straßburg nebſt Motiven vorgelegt 
worden. Durch dieſes Geſetz wird der Reichskanzler ermächtigt, außer 
den bereits bewilligten 3,000,000 Mark noch einen weiteren Betrag 
bis zur Höhe von 17,000,000 M. zu dem Zweck zu verwenden und 
zur Deckung dieſes Betrages diejenigen Grundſtücke, welche durch die 
Hinausſchiebung der Feſtungswerke für die Militär = Verwaltung 
entbehrlich werden, ſoweit fie nicht für die Reichs⸗Verwaltung ander: 
weit erforderlich ſind, der Stadt Straßburg für den Preis 
von 17,000,000 Mark zu verkaufen. Aus den Motiven erſieht man, 
daß die Ausführung des früheren Planes mit Rückſicht auf die Be⸗ 
eutung und die zu erwartende Entwickelung der Stadt, ſowie auf 
die Nothwendigkeit der Herſtellung von Verkehrsanlagen hinausgeſcho⸗ 

n ward. Das Project iſt jetzt dieſen Rückſichten entſprechend ſoweit 
Irtig geſtellt worden, daß ſich der zur Ausführung deſſelben aufzu⸗ 
dendende Koſtenbetrag bemeſſen läßt und alsbald nach Bereitſtellung 
der Geldmittel begonnen werden kann. Die Stadt Straßburg hat 
ſch zu dem Ankauf der gedachten Grundſtücke bereit erklärt, wünſcht 
ledoch für die Abzahlung eine Friſt von 10 Jahren zu erhalten, der⸗ 
geſtalt, daß der Preis in 10 gleichen Jahresraten gezahlt wird. Da⸗ 
gegen wäre zum Zweck des Umbaues der Feſtungswerke das Kapital 
von 17,000,000 Mark in 3 Jahresraten bereit zu ſtellen. 


A Berlin, 14. Januar. [Die Reichsbankgeſetz⸗Com⸗ 
miſfion] iſt zeſtern in 7% Stunden dauernder Sitzung mit der 
erſten Berathung fertig geworden, und hat vorläufig einen Referenten 
N der Perſon des Abg. Bamberger (mit 15 von 20 Stimmen) ge: 
wahlt. Dieſe Wahl iſt nicht fo aufzufaſſen, als ob die von Bam⸗ 
erger vertretene Richtung ſchließlich doch zum Sieg komme. Im 
Regentheil, in den beiden letzten Sitzungen der Commiſſion blieb dieſe 

ichtung in ſolcher Minderheit, daß die Verhandlungen den Reiz der 
zweifelhaften Abſtimmungen verloren hatten. Bei der Wahl des 
eſerenten war der Umſtand maßgebend, daß der Abg. Bamberger 
5 Stoff in weit höherem Maße als irgend ein anderes Mitglied 
nothnonmiſten beherrſcht, daß ferner ein ſchriftlicher Bericht abſolut 
dieendig erſchien und von Bamberger, der gewohnt iſt Stenographen 
ler erden, in vier Tagen zugeſagt werden konnte, daß endlich Bam⸗ 
Reichsbaach ſeinem bekannten, ernſtgemeinten Ausſpruche: daß er jede 
terlag nehme, den Kampf, in welchem er in der Abtheilung un⸗ 
Er nah Plenum wieder aufzunehmen, ſich ſchwer entſchließen würde. 
un wei die Wahl an und verſprach, dem Vertrauen derer, die ihn 
tretung vlebrheit wählten, durch eine rein fachliche, unparteiiſche Ver⸗ 
Co NN Commiſſton zu entſprechen. Am Sonnabend beginnt die 
denen Ta zweite Leſung, in welcher das Geſetz in ſeinen ver⸗ 
5 heilen übereinſtimmender zu machen iſt, namentlich die in 
8 11 Siku t Sitzungen der Speckalberathung (im Ganzen waren 
eine Mehrh ‚sen von 4—7 ½ ſtündiger Dauer an 10 Tagen) durch 
eit für die Bambergerſche Coalition beſchloſſenen Aenderun⸗ 


gen, ſoweit ſie % ; 
Qusz AR den ſpäteren Beſchlüſſen unvereinbar erſcheinen, 


[Se. Mafeſtät 
wünſchungs⸗Adreſſe 


E 


der Kaiſer und König] haben die Beglück 
des Central⸗Comite's der deutſchen Vereine zur 


Pflege im Felde derwundeter und erkrankter Krieger mit folgendem 

Dankſchreiben beantwortet: Kal 

Ich danke dem Central⸗Comite aufrichtig für die Mir aus Anlaß des 

ahreswechſels in dem Schreiben vom 30. December v. J. dargebrachten 

lückwünſche und nehme hierbei gern Veranlaſſung, dem Comite, ſowie den 
betreffenden Vereinen Meine volle Anerkennung der ſich ſo ſegensreich be⸗ 
währten Wirkſamkeit derſelben erneut auszuſprechen. 

Berlin, den 9. Januar 1875. Wilhelm. 

l Vorkehrungen in Bezug auf Spanien.] Außer den 
bereits namhaft gemachten Schiffen werden auch noch die drei Kanonen⸗ 
boote Comet, Delphin und Drache ausgerüſtet, um event. zur Ver⸗ 
ſtärkung der Escadre in die ſpaniſchen Gewäſſer abgehen zu können. 
— Die gegen die proteſtantiſchen Kirchen ſeitens der Madrider Re⸗ 
gierung ergriffenen Maßregeln haben in den hieſigen leitenden Kreiſen 
einigermaßen verſtimmt und wie aus guter Quelle verlautet, zu der 
Frage Anlaß gegeben, ob es ſich nicht empfehlen dürfe, die Anerken⸗ 
nung der neuen Regierung von Garantien abhängig zu machen, 
welche ſie nach dieſer Richtung hingeben müßte. 

[An die Freunde und Leſer der National-Zeitung!] 
Die „National = Zeitung“ bringt heute an der Spitze des Blattes 
folgende Erklärung: 

„Nachdem ich nun 27 Jahre lang der National⸗Zeitung feit ihrer Grün: 
dung meine Thätigkeit ausſchließlich gewidmet habe und in das 73. Lebens⸗ 
jahr getreten bin, fühle ich, daß die aufregende und aufreibende Arbeit, die 
mit der verantwortlichen Führung einer großen Zeitung verbunden iſt, ihre 
Wirkung zu üben beginnt. Eine eindringliche Mahnung zu dieſer Erkennt⸗ 
niß erhielt ich, als zu Anfang des vorigen Jahres eine nerböfe Störung 
meines Allgemeinbefindens mich zwang, durch einen mehrmonatlichen Aufent⸗ 
halt im Süden Erholung und Stärkung zu ſuchen. 

Meine Thätigkeit liegt vor aller Augen und mir geziemt es nicht, ſie in 
ihren Wirkungen zu beurtbeilen. Iſt ſie geſegnet geweſen, jo iſt es geſchehen 
durch die Einſicht, die Treue und die Hingebung meiner Mitarbeiter, denen 
ich bis an mein Lebensende ein dankbares Gedächtniß bewahren werde. Aber 
ich fühle mich nach gerade außer Stande, den ganzen Umfang der Redac⸗ 
tionsgeſchäfte mit der Sorgfalt ferner wahrzunehmen, die ich zu üben mir 
jeder Zeit zur Pflicht gemacht habe; ich kann mich der Einſicht nicht ver⸗ 
ſchließen, daß die Nöthigung eingetreten iſt, den durch die Verantwortlichkeit 
für den Inhalt der Zeitung bedingten Theil meiner Thätigkeit auf jüngere 
und rüftigere Schultern zu legen. 

Vielleicht hätte es nabe gelegen, ganz aus dem Amte zu ſcheiden; ich 
weiß, daß man mir im Allgemeinen nad) jo langer ausſchließlicher Hinge⸗ 
bung an meinen Beruf die Muße, in der ich von der Arbeit ausruhen 
könnte, gegönnt haben würde. Aber der Eigenthümer der Zeitung und meine 
politiſchen Freunde wollten mich der von mir mitbegründeten Zeitung er⸗ 
balten wiſſen: Erleichterung ſollte mir gewährt werden, aber ein Platz und 
eine Thätigkeit in der Zeitung ſollte mir bleiben. 

Dieſen Wünſchen wollte ich mich nicht verſagen, und ſo lege ich denn 
beute das Amt des verantwortlichen Redacteurs in die Hand des 
ne Sr Abgeoroneten Herrn Dernburg, eines bewährten Mitarbeiters 
unſerer 
Ae — der Stellung des Herausgebers der „National⸗Zeitung“ thätig 
ein werde. 5 a 

Als den ſchönſten Lohn für meine bisherige Thätigkeit erachte ich das 
Vertrauen, das mir in dieſen 27 Jahren von allen Seiten und im reichlichſten 
Maße entgegengebracht worden 1 Ich bitte dies Vertrauen mir auch 
ferner zu erhalten und es auf Herrn Dernburg in ſeiner neuen 
Stellung zu übertragen. Die „National⸗Zeitung“, deren Richtung und Hal⸗ 
tung unverändert dieſelbe bleibt, wird auch ferner beſtrebt ſein, ſich ihres 
Namens würdig zu beweiſen. 

Berlin, den 14. Januar 1875. Dr. Fr. Zabel.“ 

Königsberg i. Pr., 14. Jan. [Die Provinzial⸗Synode] 
der Provinz Preußen wird, wie die „Königsberger Hartung'ſche Ztg.“ 
meldet, am 30. d. M. hier zuſammentreten. 

Deutſch⸗Krone, 14. Januar. [Bei der heutigen Erſatz⸗ 
wahl] für das preußiſche Abgeordnetenhaus im hieſigen Wahlbezirke 
wurden, amtlicher Mittheilung zufolge, Geh. Rath von Brauchitſch 
in Berlin und Kreisgerichtsdirector von Bismarck in Merſeburg 
gewählt; der Erſtere erhielt 182 von 266, der Letztere 171 von 217 
Stimmen. 

Bomſt, 14. Jan. [Abgeordnetenwahl.] Amtlicher Mitthei⸗ 
lung zufolge iſt bei der heutigen Erſatzwahl für das preußiſche Abge⸗ 
ordnetenhaus im Wahlkreiſe Meſeritz-Bomſt der Miniſter der Land⸗ 
wirthſchaft Dr. Friedenthal mit 227 Stimmen gewählt worden. Der 
Candidat der ultramontan-polnifhen Partei, Lehensſchulz Markgraf, 


erhielt 69 Stimmen. 
Hannover, 13. Januar. [Schließung.] Die Polizei hat den 


hannoverſchen Arbeiter⸗Frauen⸗Verein als politiſchen Verein 
vorläufig geſchloſſen. 


Provinzial⸗Beitung. 


Breslau, 13. Januar. erg Biege Verbrechen 
gegen die Sittlichkeit. — Schwere Diebſtähle.] Die Verhandlung 
gegen den Schuhmacher und Muſikus Auguſt Joſeph Aßmann aus Loſſen 
wegen wiederholter Vornahme unzüchtiger Handlungen mit einer Perſon 
unter 14 Jahren wurde im Intereſſe der öffentlichen Moral unter Ausſchluß 
des Auditoriums geführt. ir berichten daher nur, daß der Angeklagte der 
ihm zur Laſt gelegten Verbrechen von den Geſchworenen ſchuldig befunden, 
dagegen die von der Vertheidigung beantragten mildernden Umſtände ab⸗ 
6 ehnt. Der Gerichtshof berurtheilte ihn zu 3 Jahren Zuchthaus und 3 J. 

hrperluſt. 2) Von den folgenden Diebſtahlsverhandlungen war die eine von 
Intereſſe: Die Arbeiter Jul. Aug. Langner und Heinrich Jannaſch waren 
des ſchweren Diebſtahls angeklagt, weil ſie in einer Nacht im September 
v. J. in eine Ziegelei dadurch eingeſtiegen ſeien, daß ſie an die mit einer 
Haspe und einem Holzpflock ver Alain vom Fußboden entfernte Ein⸗ 
gangsthür ein Brett angelegt und ſo in das Innere eingeſtiegen wären, 
hier aber aus einem mit einem morſchen Vorlegeſchloß verſchloſſenen Kaſten 
altes Werkzeug und Meſſing entwendet und verkauft hatten. Die An⸗ 
geklagten ſind des Diebſtahls wohl geſtändig, dennoch mußte nach dem Ergebniß 
der Beweisaufnahme die Verneinung der erſchwerenden Umſtände ſeitens 
der 1 erfolgen. Denn es ergab ſich, daß das Brett zur Ein⸗ 
gangsthür den ordentlichen regelmäßigen W fene bilde, deshalb aber von 
Einſteigen die Rede nicht ſein kann, und ferner daß das Schloß vor dem 
Kaſten nicht bloß morſch, ſondern auch unverſchloſſen geweſen war. Da dem 
im Rückfall befindlichen Langner mildernde Umſtände verſagt wurden, 
wurde er mit 1 Jahr Zuchthaus und 2 Wr Ehrverluſt, der bisher un: 
beſtrafte Jannaſch dagegen mit 8 Tagen Gefängniß beſtraft. 


Breslau, 13. Pain [Criminaldeputation: Unfall mit 
einem Jagdgewehr.] Im Auguſt v. J. hatte der Gaſtwirth Schubert 
bierſelbſt 2 kleine Knaben, die in demſelben Hauſe wohnten, in ſein Zimmer 
gerufen, um ſie durch Losknallen von Kupferhütchen auf einer alten, ihm 
gehörigen. Jagdflinte zu amüfiren. Zum won zielte er nach dem 
einem Kinde, Namens Kaletſchki, und ſagte: „Warte Guſtel, 
jetzt ſchieß“ ich Dich todt.“ Als er losdrückte, ſtürzte das Kind, 
von einer vollen Schrotladung getroffen, zu Boden. Die Körner waren 
ihm in Hals, Kinn und Wange gedrungen, und Monate lang dauerte es, 
a es wieder hergeſtellt war. Auch hat er eine nicht ganz unbedeutende 

ntſtellung des Geſichts davongetragen. Schubert beſtritt, gegen den 
Knaben gezielt zu haben, erklärt auch, daß er nie Pulver oder Schrot in 
die Büchſe geladen habe. Der linke Lauf habe ihm bei Verſuchen, Zünd⸗ 
hütchen loszuplatzen, mehrmals veriagt, weshalb er denſelben ſeitdem un⸗ 
benutzt gelaſſen habe. Diesmal möge er aus Verſehen ein Zünd⸗ 
hütchen auch auf das Schloß dieſes Laufes peiest haben, und es ſei ihm 
unerklärlich, daß durch einen Zufall diesmal daſſelbe losgegangen ſei, und 
das Gewehr ſich entladen habe. Auf Antrag des Vaters des Kindes er⸗ 
kaunte das Gericht gegen Schubert wegen fahrläſſiger Körperverletzung auf 
14 Tage Gefängniß und 90 Mark an den Vater zu erlegende Geldbuße. 


Breslau, 15. Januar. [Angek om men:] Se. Durchlaucht Fürſt Herr⸗ 
mann v. Hatzfeld⸗Trachenberg, freier Standesherr a. Schloß ⸗Trachen⸗ 
berg. (Fremdbl.) 


X. Aus der Grafſchaft Glatz, 14. Januar. [Thauwetter. — Aus⸗ 
zeichnung. — Feuer. — Theater.] Geſtern trat wieder Thau⸗ und 


eitung, während ich ſelbſt nach wie vor je nach dem Maß meiner] B 


5 


Regenwetter ein, deſſen weiterer Beſtand jedoch bereits wieder zweifelhaſft 
geworden ift. — Dem Buürgermeiſter und Prem.⸗Lieutenant Birke zu San 5 
deck ift das Verdienſtkreuz I. Claſſe für Offiziere verliehen: worden. — Am 
9. d. Mts. entſtand Feuer auf der äußeren Fee e Straße zu Glatz, 
doch wurde daſſelbe durch die Thätigkeit der Feuerwehr bald wieder beſeitigt 
und ein weiteres Umſichgreifen e Als Entſtehungsurſache wird 
angegeben, daß eine offene Petroleum⸗Lampe auf dem Speiſeſchrank 
eines Hausbewohuers dicht neben einem dort aufgeſtellten Korbe geſtan⸗ 
den, dieſe den Korb und letzterer die Decke zum Brennen gebracht habe. — 
Auch auf dem Lande fängt man bereits an, ſich mit Theater⸗Vorſtellungen 
zu beſchäftigen, um geſellſchaftliche Verbindungen herzustellen und haben 
dergleichen Vorſtellungen dieſen Winter jdon wiederholt in Altwaltersdorf 
und noch an anderen Orten unſerer Grafſchaft ſtaltgefunden, und ſollen die 
Leiſtungen der Darſteller, namentlich der Damen, welche in der chriſtlich⸗ 
conſervativen Grafſchaft ſchon rechte Fortſchritte gemacht, — viel Beifall 
errungen haben. 


Berlin, 14. Jan. Bei der Vergleichung der Notirungen, wie ſie ſich als 
das Endergebniß des heutigen Geſchäftsverkehrs hinſtellen, mit den geſtrgien, 
würde man zu dem Schluſſe gelangen, daß die Börſe ſchon vollſtändig mit 
der bisherigen Tendenz gebrochen zu haben ſcheint, denn die Coursdifferen⸗ 
zen deuten auf eine ſteigende . und ſind auch nicht einmal ſo ganz 
unbedeutend. Ein derartiger Schluß wärt aber keineswegs richtig, denn trotz 
theilweis erböhter Courſe kann die Börſe nicht unbedingt feſt genannt wer⸗ 
den. Die Coursſteigerungen erweiſen ſich bei genauerer Prüfung lediglich als 
das Reſultat einiger Deckungskaufe und die Regſamkeit, die aus demſelben 
Grunde auf einigen Gebieten is gab, verſchwand mehr u. mehr, als dieſe 
Deckungen ausgeführt waren. In der Tendenz der Börſe iſt noch keine Beſſe⸗ 
rung zu conſtatiren, und wenn der heutige Verkehr einen günſtigeren Anflug 
zeigte, fo läßt ſich dies nur dadurch begründen, daß die Baifjepartei ihre unter⸗ 
minirende Thätigkeit auf dem Gebiete der Eiſenbahnactien und der montaniſti⸗ 
ſchen Papiere augenblicklich eingeſchränkt hatte. Die intern. Speculationspapiere 
ſetzten mit einer beachtenswerthen Avance gegen geſtern ein, mußten jedoch im 
weiteren Verlaufe ſich einige Reductionen gefallen laſſen. Oeſterr. Creditactien 
ſchließen aber dennoch 3 Mark über geſtrigem Courſe, auch erfuhren Lom⸗ 
barden eine Courserhöhung von 4 Mark. Oeſterreichiſche Staatsbahn fand 
weniger Beachtung. Die localen Speculationseffecten traten nur in ſehr ge⸗ 
ringem Maße in dem Berkehr. Discontocommandit feſt eröffnend, dann 
matter werdend, 166, ultimo 167—65. Dortmunder Union matt, 294, ult. 
29% —30— 29, Laurahütte ſchwankend, 125, 30, ultimo 126% — 25. Gelſen⸗ 
kirchen beſſer, 110%, nit. 1094 —10%. Die Oeſterreichiſchen Nebenbahnen 
trugen einen ziemlich feſten Charakter blieben aber im Ganzen 
doch ſehr ſtill. eſterreichiſche Nordweſtbahn und Galizier bebaupteten ſich 
tm geſtrigen Niveau. Elbethalbahn konnte jedoch etwas anziehen. Auswärtige 
Staatsanleihen waren matt und geſchäftslos. Oeſterr. 1860er Looſe 
wiederum billiger, Oeſterreich. Renten ſchwach, Italiener und Türken offerirt, 
Amerikaner ſehr ruhig, Ruſſiſche Werthe feſt, aber ſtill. Eine recht feſte 
Haltung behaupteten Preuß. Fonds, doch zeichneten ſich dieſelben durch Reg⸗ 
ſamkeit nicht gerade aus. Andere Deutſche Staatspapiere matt und niedri⸗ 
ger im Courſe. Das Prioritätengeſchäft war zwar nicht rege, aber doch in 
recht guter Stimmung. Von Preußiſchen Deviſen waren Aproc: Stettiner, 
4% procent. Bergiſche, 5 procent. Rheiniſche und Halle⸗Sorau gut begehrt, 
reslau Freiburger 98,25, Köln ⸗ Mindener 99,40, Potsdamer 99,25, 
Oeſterr. Staatsb. 97, 70, Ruſſiſche Prioritäten ſehr feſt, aber nur wenig 
disp. Waare am Markte. Die Stimmung auf dem Eiſenbahn⸗Actienmarkte 
war eine ruhigere, die ſchweren Actien eröffneten mit beſſeren Courſen, 
ließen dann aber nach, wurden jedoch ſehr lebhaft gehandelt. Anhalter 
waren trotz des Beſchluſſes des Verwaltungsrathes, die vorgeſchlagene Ans 
leihe nicht zu bewilligen, nicht beſſer, Rumänen geſchäftslos, eher matt auf 
Gerüchte über neue Finanzoperationen. Leichte Bahnen ſtill, Breſt⸗Grajewo 
lebhaft, Gotthardtbahn und Schweizer Weſtbahn matt. Die Bank⸗Actien 
blieben ſebr ſtill. Meininger und Breslauer Discont niedriger. Auch in den 
Jaan deer 8 ſtagnirte faſt vollſt. der Verkehr. Immobil. ſehr begehrt, 

azar beſſer, Weſtend niedriger u. unter Cours offerirt. Balt. Lloyd belebt. 
Montanwerthe anziehend und feſt, Leopoldshall, Eſchweiler, Tarnowitzer, 
Warſteiner, Louiſe, Centrum, Cölner Bergwerk und Donnersmarck beſſer. 
Nach Schluß der Börſe wurde aus London gemeldet, daß die Bank den 
Discont auf 4 pCt. herabgeſetzt habe. Um 2% Uhr: Credit 417, Lombarden 
230, Franzoſen 547%, Disc⸗Command. 165%, Dortm Union 29, Lauras 
hütte 125%. (Bank⸗ u. H. ⸗Ztg.) 


Leipzig. [Meßbericht 2.] Am 4. d. ward im großen Saale der 
Centralhalle ein Deutſcher Fabrikantentag abgehalten. Er war ſo 
ſtark beſucht, wie wir nie geglaubt. Der ſtellvertretende Vorſitzende Herr 
Neumann (Sagan) eröffnete die Verſammlung kurz nach 8 Uhr mit einer 
wohldurchdachten Anſprache, Begrüßung der Anweſenden und einer herzinni⸗ 
gen Ermahnung zu einträchtigem Zuſammenwirken. Hierauf erklärt derſelbe 
den Fabrikantentag für eröffnet und die Diskuſſion beginnt. Der in einer 
Vorverſammlung geſtellte Antrag auf Gründung von Vereinen in allen 
e ward von der Verſammlung, ziemlich an's Ende einer näheren 

eſprechung verſchoben, ſtatt, daß man damit hätte beginnen ſollen. Herr 
Buchwald aus Großenhain wies jedoch in einfacher aber praktiſchen Weiſe 
nach, daß die bisherigen Fabrikantentage ganz ohne Erfolg gebliehen und 
ohne Nutzen ſich verlaufen, weil durchaus keine Vorbereitung, keine Organi⸗ 
ſation ſtattgefunden, und es ſei durchaus nothwendig, Fabrikantenvereine an 
allen Orten zu gründen, welche Zweigvereine des Verbandes der Woll⸗ 
Gewerbe⸗Fabrilanten ausmachen, und durch Vertreter mit dem Hauptverein 
ſich in Verbindung ſetzen ſollen. Die Deputirten der Einzelvereine werden 
in allgemeinen Verſammlungen berathen, während dem Hauptporſtande die 
Ausführung überlaſſen bleibt. Die Anmeldung der neubegründeten Vereine 
an den bisherigen Vorſtand hat bis Ende Februar unbedingt zu erfolgen, 
die Einberufung der erſten Verſammlung aber ſoll zur Zeit der nächſten 
Oſtermeſſe ſtattfinden. Dies das greifbare Ergebniß der Wen 
Verſammlung. Hierauf erhielt Herr Dampel (Simmern) das Wort zum 
Referat über die Frage, welche Mittel und Wege einzuſchlagen 
ſeien, um der jetzigen Geſchäftskriſis und den Mißſtänden im 
Verkehr mit der Kundſchaft abzuhelfen, und was überhaupt 
für die Hebung der inländiſchen Wollproduction gethan wer⸗ 
den könne. Er ſtellte das Vorhandenſein einer wirklichen Kriſis in Abrede 
und fand die Urſache der Geſchäftsſteckung nur in der ungeſunden Specula⸗ 
tion und der Ueberproduction. Derſelbe Redner ſprach über Creditfriſten 
und die Begrenzung der Abzüge bei Zahlungen; bier ſchlug er vor: entweder 
45 Tage Ziel vom Tage der Faktur an gerechnet gegen Baarzahlung mit 
2 pCt. Sconto und 2 pCt. Agio, oder nach Ablauf von 45 Tagen Drei⸗ 
monatstratten oder eben ſolche Rimeſſen mit nur 2 pCt. Dieſer Vorſchlag 
fand wenig Anklang. N \ 5 

Herr Scheuerle aus Biſchweiler (Elſaß) übernahm folgendes Referat: 
„welche Stellung haben die deutſchen Wollenwaaren⸗Fabrikanten gegenüber 
den Folgen des Handelsvertrags mit England und der d emnächſt bevor⸗ 
ſtehenden Auflöſung deſſelben einzunehmen? Er erörterte die Frage, worin 
die engliſche Ueberlegenbeit beſtehe und welche Mittel es gabe, um dieſe 
Ueberlegenheit zu beſeitigen. Der Vorzug der engliſchen Industrie liege ein⸗ 
mal in der Concentration der Wollenwaaren⸗Induſtrie und darin, daß jeder 
Fabrikant ganz beſondere Specialmaſchinen habe. Ferner in dem Vortheil, 
daß ein großartiges Verkehrsſyſtem eine außerordentliche Erleichterung der 
Verbindung der Städte unter ſich ermögliche. Nachdem Referent erörtert 
batte, ob dieſe Erleichterung auch bei uns zu beſchaffen und auf welche 
Weiſe, ging er auf die wichtige Frage über, welche Stellung Deutſchland' bei 
Ablauf des Handelsvertrags einzunehmen haben werde. Deutſchland könne 
nicht allein ein Zollgebiet bilden, da es mehr producire als conſumire. — 
Die Frage aber, ob mit Oeſterreich in ein handelspolitiſches Bündniß zu 
treten ſei, erſcheint dem Referenten als der Erörterung werth. Oeſterreich 
ſein ein reiches Land und es werde dem Deutſchen Reiche nicht ſchwer fallen, 
Abſatzgebiete dahin und nach den dahinterliegenden Donaul än dern, Ru⸗ 
mänien, der Türkei u. ſ. w. zu finden. Ein Handelsbündniß mit Oeſter⸗ 
reich iſt empfehlenswerth und die zu ſchaffenden Sectionen des Deutſchen 
Fabrikantentags mögen zuſammentreten, um ihren Einfluß bei Reviſion der 
Handelsverträge nach oben hin in der Weiſe äußern, daß der Abſchluß eines 
nach unge innigen Zollbündniſſes mit Oeſterreich erreicht werde. Nach 
einer Debatte wurde der Antrag des Herrn Scheuerle, in ſo weit er ſich 
ſich auf ein Bündniß mit Oeſterreich bezog, abgelehnt, 9 en zu 
wirken, daß bei Abſchluß neuer Handelsverträge N 8 in ſolche Grenzen 
gebracht werden, daß die Deutſchen Fabrikanten dabei . können, 
angenommen. Der letzte Punkt der Tagesordnung, das Intereſſe der Fabri⸗ 
lation in Hebung der inländiſchen Wollerzeugung betreffend, ward verſagt. — 
Schließlich ſprach noch Herr Buchwald (Großenhain) über die Gründung 
eines Verbandes. Die bisherige Abhaltung von Fabrikantentagen ſei von 
einem wirklichen Nutzen nicht begleitet geweſen; man ſei unvorbereitet in die 
Verſammlung gekommen und habe eben nur hier eine fa d vorge⸗ 
funden, für welche man ebenfalls unvorbereitet geweſen. Dieſe Wahrneh⸗ 
mungen beſtimmten ihn zu dem Antrage an die Verſammlung, ſich zu einem 
Verbande zu vereinigen, dergeſtalt, daß in allen Induſtrie⸗Orten der Wollen⸗ 
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